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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2164/98 DES RATES

vom 5. Oktober 1998

zur Einführung eines endgültigen Ausgleichszolls auf die Einfuhren bestimmter
Breitband-Antibiotika mit Ursprung in Indien und zur endgültigen Vereinnah-

mung des vorläufigen Zolls

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2026/97 des Rates
vom 6. Oktober 1997 über den Schutz gegen subventio-
nierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemein-
schaft gehörenden Ländern (1) (nachstehend „Grundver-
ordnung“ genannt), insbesondere auf Artikel 15,

auf Vorschlag der Kommission nach Konsultationen im
Beratenden Ausschuß,

in Erwägung nachstehender Gründe:

A. VERFAHREN

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1204/98 der
Kommission (2) (nachstehend „Verordnung über
den vorläufigen Zoll“ genannt) wurde ein vorläu-
figer Ausgleichszoll auf die Einfuhren von
bestimmten Breitband-Antibiotika mit Ursprung in
Indien, nämlich Amoxicillintrihydrat, Ampicillin-
trihydrat und Cefalexin, als Bulk-Ware aufgemacht,
der KN-Codes ex 2941 10 10, ex 2941 10 20 und
ex 2941 90 00 in die Gemeinschaft eingeführt.

(2) Nach der Einführung der vorläufigen Ausgleichs-
zölle nahmen die indischen kooperierenden
ausführenden Hersteller Kopran Ltd, Orchid
Chemicals and Pharmaceuticals Ltd, Ranbaxy
Laboratories Ltd and Vitara Chemicals Ltd (nach-
stehend „indische ausführende Hersteller“
genannt), die Regierung Indiens (nachstehend „RI“
genannt) und die antragstellenden Gemeinschafts-
hersteller (nachstehend „Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft“ genannt) schriftlich Stellung.

(3) Gemäß Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung
wurde allen vorgenannten Parteien auf Antrag eine
Anhörung gewährt.
Die indischen ausführenden Hersteller und der
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft legten ihre
gegensätzlichen Standpunkte ebenfalls auf einer
Zusammenkunft dar, die die Kommission auf
Antrag des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft

nach Artikel 11 Absatz 6 der Grundverordnung
einberufen hatte.

(4) Außerdem nahmen auch Einführer und Händler,
von denen sich einige bisher noch nicht selbst
gemeldet hatten, zur Einführung der vorläufigen
Maßnahmen Stellung.

(5) Die Kommission holte weiterhin alle Informa-
tionen ein, die sie für die endgültigen Feststel-
lungen als notwendig erachtete, und überprüfte sie.

(6) Die Parteien wurden über die wesentlichen Fakten
und Erwägungen unterrichtet, auf deren Grundlage
die Einführung endgültiger Ausgleichszölle und die
endgültige Vereinnahmung der Sicherheitslei-
stungen für die vorläufigen Ausgleichszölle
empfohlen werden sollte. Nach der Unterrichtung
wurde ihnen ferner eine Frist für Stellungnahmen
eingeräumt.

(7) Die mündlichen und schriftlichen Anmerkungen,
die nach der Einführung der vorläufigen
Maßnahmen und nach der vorgenannten Unter-
richtung übermittelt wurden, wurden geprüft und,
sofern angemessen, bei den endgültigen Feststel-
lungen berücksichtigt.

B. WARE UND GLEICHARTIGE WARE

(8) Die interessierten Parteien brachten keine Anmer-
kungen oder Sachäußerungen vor zu den vorläu-
figen Feststellungen in bezug auf die Definition
der fraglichen und der gleichartigen Ware unter
den Randnummern 8 bis 10 der Verordnung über
den vorläufigen Zoll.

(9) Der Kommission wurde jedoch mitgeteilt, daß bei
der Auslegung des Begriffs „als Bulk-Ware aufge-
macht“ gewisse Probleme auftraten. Es stellte sich
heraus, daß die Antibiotika, auf die der vorläufige
Zoll erhoben wird, dem KN-Posten 2941 zuge-
wiesen werden, da sie nicht dosiert oder für den
Einzelverkauf aufgemacht sind. Anderenfalls
müßten sie dem KN-Posten 3004 zugewiesen
werden. Daher wurde beschlossen, diese Definition
auszutauschen. Dieses Verfahren betrifft also die

(1) ABl. L 288 vom 21. 10. 1997, S. 1.
(2) ABl. L 166 vom 11. 6. 1998, S. 17.
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Breitband-Antibiotika Amoxicillintrihydrat, Ampi-
cillintrihydrat und Cefalexin, nicht dosiert oder in
Aufmachungen für den Einzelverkauf, die den KN-
Codes ex 2941 10 10, ex 2941 10 20 und ex
2941 90 00 zugewiesen werden.

C. SUBVENTIONEN

1. Passbook Scheme (PBS)

a) Art der Regelung

(10) Die Regierung Indiens (RI) erklärte, daß es sich bei
dieser Regelung, die unter den Randnummern 15
bis 23 der Verordnung über den vorläufigen Zoll
beschrieben wird, um ein zulässiges Rückerstat-
tungssystem im Sinne von Anhang I Buchstabe i)
und den Anhängen II und III der Grundverord-
nung handelt. Sie behauptete, daß Anhang I Buch-
stabe i) keine Bestimmung enthält, der zufolge
eingeführte Vorleistungen für die Herstellung von
für die Ausfuhr bestimmten Waren verwendet
werden müssen.

Anhang I Buchstabe i) besagt jedoch eindeutig, daß
eingeführte Vorleistungen bei der Herstellung der
für die Ausfuhr bestimmten Waren verbraucht
werden (d. h. ein Rückerstattungssystem im Sinne
von Anhang II) oder in Menge sowie in Qualität
und Beschaffenheit den Vorleistungen des Inlands-
marktes entsprechen müssen (d. h. ein Rückerstat-
tungssystem für Ersatz im Sinne von Anhang III).
Das PBS hingegen ermöglicht die zollfrei Einfuhr
von Waren, die nicht als Vorleistungen für die
Herstellung von für die Ausfuhr bestimmten
Waren verwendet werden oder in Menge sowie in
Qualität und Beschaffenheit den Vorleistungen des
Inlandsmarktes entsprechen, die tatsächlich zur
Herstellung der ausgeführten Ware verwendet
werden. Daher wird davon ausgegangen, daß das
PBS im Sinne der Grundverordnung kein zuläs-
siges Rückerstattungssystem oder Ersatzrückerstat-
tungssystem ist.

(11) Die RI nahm ferner Bezug auf ein Kontrollver-
fahren, das auf „Standard Input/Output Norms“
basiert (vgl. Randnummer 18 der Verordnung über
den vorläufigen Zoll). Diese Normen betreffen die
zur Ausfuhr bestimmten Waren und beinhalten die
Mengen der normalerweise eingeführten Ausgangs-
stoffe, die zur Herstellung einer Einheit des Fer-
tigerzeugnisses erforderlich sind. Die RI machte
geltend, daß mit Hilfe dieses Systems den Bestim-
mungen von Anhang I Buchstabe i) und den
Anhängen II und III der Grundverordnung
entsprochen und eine übermäßige Rückerstattung
der Einfuhrabgaben verhindert würde und daß
außerdem die Kommission dank des Systems alle
Geschäftsvorgänge auf eine übermäßige Rückerstat-
tung hin überprüfen könne.

Dieses Argument ist nicht annehmbar, da sich die
Frage eines übermäßigen Erlasses nur bei der Beur-
teilung ordnungsgemäßer Rückerstattungssysteme

oder Ersatzrückerstattungssysteme stellt, im vorlie-
genden Fall aber festgestellt wurde, daß das PBS
kein Rückerstattungssystem oder Ersatzrückerstat-
tungssystem im Sinne von Anhang I Buchstabe i)
und den Anhängen II und III der Grundverord-
nung ist.

(12) Einem indischen ausführenden Hersteller zufolge
stellten bereits die Standard Input/Output Norms
als solche und die bei jedem Ausfuhrgeschäft zur
Gewährung einer Gutschrift zu erbringenden
Nachweise der verwendeten Vorleistungen ein
Kontrollsystem dar. Außerdem müßten für die
Gutschrift ab einer bestimmten Höhe Unterlagen
über das Produktionsverfahren und eine Ausfuhrer-
klärung als Beleg für die Weltmarktpreise der
Vorleistungen erbracht werden. Für den Fall der
Nichterfüllung dieser Auflagen sehe das System
Sanktionen vor. Die Ablehnung einiger Anträge auf
Gutschriften beweise, daß das System restriktiv
angewandt werde.

Wie bereits dargelegt ist aber die Frage, ob die
Auflagen für die Anwendung des PBS insgesamt so
gestaltet sind, daß es als Kontrollsystem im Sinne
von Anhänge II und III der Grundverordnung
angesehen werden kann, nicht relevant, da im
Rahmen des Systems Transaktionen möglich sind,
die verdeutlichen, daß es sich nicht um ein zuläs-
siges Rückerstattungssystem handelt.

Jedenfalls wird davon ausgegangen, daß anhand
der Standard Input/Output Norms lediglich ein
nomineller Zoll festgesetzt werden kann. Ein
Kontrollsystem muß auf tatsächlichen Geschäfts-
vorgängen basieren. Dies trifft auf das PBS-
Verfahren nicht zu, da die für das Ausfuhrprodukt
tatsächlich verwendeten Vorleistungen nicht
kontrolliert werden, sondern nur der jeweilige
Weltmarktpreis einer nominellen Inputmenge,
woraufhin ein nomineller Zoll festgesetzt wird, in
dessen Höhe dann eine Gutschrift gewährt wird.

(13) Die RI argumentierte weiter, daß die Aufstellung
von Standard Input/Output Norms den Kriterien
der Anhänge I bis III der Grundverordnung genau
entspricht. Erstens seien diese Normen so angepaßt
worden, daß nur Grundabgaben, nicht aber spezifi-
sche oder zusätzliche Zölle rückerstattet werden
könnten, und die Berechnungsmethode sei, da die
niedrigsten Weltmarktpreise für die Standardvorlei-
stungen zugrunde gelegt würden, sehr konservativ
und ermögliche keine übermäßige Rückerstattung
von Einfuhrabgaben. Ein indischer ausführender
Hersteller argumentierte in ähnlicher Weise, daß
die in Anhang III erläuterten Ausnahmekriterien
von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii) der
Grundverordnung erfüllt sind und daß die
Kommission den Aspekt des „übermäßigen Nach-
lasses“ insbesondere bei der Prüfung der Relevanz
von Standard Input/Output Norms in dieser Frage
nicht berücksichtigt habe.
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(14) Im Hinblick auf den ersten Punkt wird davon
ausgegangen, daß aufgrund der Art der Regelung,
die die Einfuhr von anderen Waren als Vorlei-
stungen ohne entsprechende Abgaben ermöglicht,
bereits ein „übermäßiger“ Erlaß und/oder Nachlaß
gegeben ist. Dies ist darin begründet, daß das PBS
Einfuhren ohne entsprechende Abgaben ermög-
licht, was im Rahmen eines zulässigen Rückerstat-
tungssystems oder Ersatzrückerstattungssystems
nicht möglich wäre, da die im Rahmen dieser
Regelung auf alle Einfuhren nicht erhobenen Zölle
einen Verzicht auf Einnahmen seitens der Regie-
rung darstellen. Die Regelung ist schon allein
aufgrund dieser Tatsache anfechtbar.

(15) Die RI behauptete ferner, daß die Auflage des
„Verbrauchs“ der Vorleistungen bei der Herstellung
der für die Ausfuhr bestimmten Ware (Fußnote 1,
Anhang II der Grundverordnung) auch in den
Fällen erfüllt ist, in denen sich die Berechnung der
rückzuerstattenden Einfuhrabgaben auf statistisches
Zahlenmaterial über die Vorleistungen stützt, die
normalerweise zur Herstellung der fraglichen Ware
erforderlich sind, d. h. die Standard Input/Output
Norms, und nicht nur in den Fällen, in denen
eingeführte Vorleistungen, die zur Herstellung der
für die Ausfuhr bestimmten Ware erforderlich sind,
im Rahmen dieser Regelung zollfrei eingeführt
werden.

(16) In bezug auf dieses zweite Argument wird die
Auffassung vertreten, daß die Auflagen in den
Anhängen II und III, denen zufolge im Rahmen
von Rückerstattungssystemen die eingeführten
Vorleistungen materiell in der Ware enthalten sein
müssen oder — im Fall von Ersatzrückerstattungs-
systemen — ersatzweise Vorleistungen in gleicher
Menge und von gleicher Qualität und Beschaffen-
heit wie die eingeführten Vorleistungen zu
verwenden sind, durch die Zugrundelegung nomi-
neller Werte auf der Grundlage statistischer Infor-
mationen nicht erfüllt werden können, da keinerlei
Bezug zu den tatsächlichen Geschäftsvorgängen der
jeweils betroffenen Unternehmen besteht. Dieses
Argument steht auch im Widerspruch zu dem
klaren Wortlaut der Grundverordnung, nach dem
die eingeführten Vorleistungen im Rahmen eines
Rückerstattungssystems „materiell“ in der Ware
enthalten sein müssen oder bei der Herstellung der
für die Ausfuhr bestimmten Ware Vorleistungen
vom Inlandsmarkt in gleicher Menge und von glei-
cher Qualität und Beschaffenheit wie die einge-
führten Vorleistungen zu verwenden sind.

(17) Schließlich behauptete die RI, daß das Element der
Mindestwertsteigerung (MWS) bei den Standard
Input/Output Norms das PBS nicht zu einer
Einfuhrsubstitutionssubvention macht, da kein
Mindestanteil an Vorleistungen vom Inlandsmarkt
vorgeschrieben wurde und die MWS auch unter
Verwendung von z. B. eingeführten Vorleistungen
erzielt werden konnte.

Dieses Argument widerspricht eindeutig der
Behauptung der RI, daß die Standard Input/Output
Norms auf der Grundlage aller normalerweise
eingeführten Vorleistungen berechnet werden. Da
diese Regelung aber bereits als anfechtbar erachtet
wird, weil sie von der Ausfuhrleistung abhängt im
Sinne von Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a) der
Grundverordnung, ist eine weitere Untersuchung
darüber, ob eine Einfuhrsubstitutionssubvention
vorliegt, nicht notwendig.

(18) Die RI forderte, gegen die aus dem PBS erwach-
senen Vorteile keine Ausgleichsmaßnahmen zu
ergreifen, da das PBS mit Wirkung vom 31. März
1997 aufgehoben wurde und nur eine begrenzte
Anzahl von Unternehmen von bereits gewährten
Gutschriften noch Gebrauch machen könnten. Die
RI bezog sich auf Artikel 17 der Grundverordnung,
nach dem eine Ausgleichsmaßnahme nur so lange
und in dem Umfang in Kraft ist, wie dies
notwendig ist, um die schädigenden anfechtbaren
Subventionen unwirksam zu machen, und verwies
auch auf die bisherige Praxis der Gemeinschaftsor-
gane. Ein indischer ausführender Hersteller machte
mit ähnlichen Argumenten geltend, daß gegen aus
dieser Regelung erwachsene Vorteile 17 Monate
nach dem Inkrafttreten endgültiger Zölle keine
Ausgleichsmaßnahmen mehr ergriffen werden
sollten, da zu diesem Zeitpunkt im Rahmen des
PBS gewährte Gutschriften nicht mehr in
Anspruch genommen werden könnten.

Nun beantragen aber die Unternehmen trotz der
Aufhebung des PBS für bis zum 31. März 1997
getätigte Ausfuhrgeschäfte immer noch
Gutschriften und können diese bis zum 31. März
2001 auch in Anspruch nehmen. Folglich werden
im Rahmen dieser Regelung innerhalb dieser Frist
weiterhin erhebliche Vorteile gewährt, bei denen es
sich um anfechtbare Subventionen handelt.
Hinsichtlich der Anfechtbarkeit der Vorteile nach
Ablauf dieser Frist wird die Auffassung vertreten,
daß der Grundsatz in Artikel 5 der Grundverord-
nung anzuwenden ist, d. h., die Höhe der anfecht-
baren Subventionen wird anhand des dem
Empfänger im Untersuchungszeitraum erwach-
senden Vorteils berechnet. Im Untersuchungs-
zeitraum wurde das PBS, wie von der RI ange-
geben, aufgehoben und durch seinen Nachfolger,
das Duty Entitlement Passbook Scheme (DEPBS)
ersetzt, das auch als anfechtbar erachtet wird. Da
die Vorteile in Zukunft im Rahmen des DEPBS
gewährt werden, wird es als notwendig erachtet,
Maßnahmen auf der Grundlage der im Untersu-
chungszeitraum sowohl im Rahmen des PBS als
auch im Rahmen des DEPBS gewährten Vorteile
einzuführen, da gemäß Artikel 17 der Grundver-
ordnung Ausgleichsmaßnahmen gegen schädi-
gende anfechtbare Subventionen so lange in Kraft
bleiben, wie dies notwendig ist.
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(19) Informationen der RI zufolge dürfen die zustän-
digen indischen Behörden auf Anweisung des
Handelsministeriums nur bis zum 30. September
1998 Passbook-Gutschriften gewähren und nicht
wie bisher vorgesehen bis zum 31. März 2001 (vgl.
Randnummer 18). Die RI forderte eine Berücksich-
tigung dieser Entwicklung bei den endgültigen
Feststellungen.

Die Kommission geht davon aus, daß, da im
Rahmen des DEPBS, das an die Stelle des PBS
getreten ist und ebenfalls als anfechtbare Subven-
tion gilt, weiterhin Vorteile gewährt werden, es
nicht angemessen ist, die den Ausführern im
Untersuchungszeitraum unter dem PBS erwach-
senen Vorteile nicht zu berücksichtigen. Daher
sollten Ausgleichsmaßnahmen für die im Untersu-
chungszeitraum sowohl unter dem PBS als auch
unter dem DEPBS erwachsenen Vorteile eingeführt
werden.

b) Berechnung der Höhe der Subvention

(20) Ein indischer ausführender Hersteller behauptete,
die Kommission hätte in jedem Fall bei der
Berechnung der Höhe der Subvention nur die Last-
schriften für die fragliche Ware zugrunde legen
sollen wie in Artikel 7 Absatz 2 der Grundverord-
nung festgelegt. Als Alternative hätte die Kommis-
sion die Höhe der Subvention durch Addition der
Gutschriften, die für die Einfuhren der zur Herstel-
lung der fraglichen Ware bestimmten Ausgangs-
stoffe in Anspruch genommen wurden, und durch
Subtraktion der Zölle, die für die Einfuhren der zur
Herstellung der fraglichen Ware bestimmten
Ausgangsstoffe entrichtet wurden, berechnen
sollen.

In Erwiderung auf dieses Argument wurde festge-
stellt, daß bei der Berechnung der Höhe der
Subvention gemäß Artikel 5 der Grundverordnung
der gesamte, dem Empfänger aus der Regelung
erwachsende Vorteil zugrunde zu legen ist. Der
Vorteil ist der Betrag der nicht entrichteten Zölle,
die auf alle Einfuhren im Untersuchungszeitraum
hätten gezahlt werden müssen, wenn sie nicht
unter dieser Regelung eingeführt worden wären.
Dieser Vorteil ist auf die Gesamtausfuhren im
selben Zeitraum zu verteilen, da er von der
Gesamtausfuhrleistung abhängig ist. Außerdem
wurde es als unangemessen erachtet, zur Berech-
nung der Höhe der Subvention die unter der Rege-
lung zur Herstellung der fraglichen Ware einge-
führten Ausgangsstoffe zu ermitteln und abzu-
ziehen, da sich im Fall einer nachweislich anfecht-
baren Regelung die Berechnung des aus der Rege-
lung erwachsenden Vorteils auf die Höhe der
Einnahmen stützt, auf die bei allen Einfuhren
verzichtet wird.

2. Duty Entitlement Passbook Scheme
(DEPBS) — Vorausfuhrbasis

(21) Die von der RI angeführten Argumente zu dieser
in den Randnummern 28 bis 34 der Verordnung
über den vorläufigen Zoll beschriebenen Regelung
müssen nicht behandelt werden, da die Höhe der
im Rahmen dieser Regelung im Untersuchungs-
zeitraum gewährten Subventionen unerheblich war.
Folglich werden keine Ausgleichsmaßnahmen für
die aus dieser Regelung erwachsenden Vorteile
eingeführt, und eine endgültige Sachaufklärung ist
nicht erforderlich.

3. Duty Entitlement Passbook Scheme
(DEPSB) — Nachausfuhrbasis

(22) Die RI behauptete, daß eine Anfechtung der aus
dem unter den Randnummern 28 und 38 bis 40
der Verordnung über den vorläufigen Zoll
beschriebenen DEPBS erwachsenden Vorteile
gegen Artikel 5 der Grundverordnung verstieße, da
das Verfahren im September 1997 eingeleitet
wurde, d. h. innerhalb von sechs Monaten nach
dem Inkrafttreten der Regelung, die im April 1997
eingeführt worden war. Die RI behauptete, daß
gemäß Artikel 5 das Ende des entsprechenden
Untersuchungszeitraums sechs Monate vor der
Einleitung der Untersuchung liegen müsse.

Die Kommission vertritt jedoch die Auffassung,
daß Artikel 5 nicht vorschreibt, einen Untersu-
chungszeitraum auszuwählen, der spätestens sechs
Monate vor der Einleitung des Verfahrens endet,
sondern eine Mindestdauer für den gesamten
Untersuchungszeitraum (von sechs Monaten) fest-
legt. Folglich wurde nicht gegen Artikel 5
verstoßen.

(23) Die RI machte ferner geltend, daß die indischen
ausführenden Hersteller anstelle des DEPBS für
ihre eingeführten Vorleistungen auch Barerstat-
tungen in Anspruch hätten nehmen können. Diese
Barerstattungen hätten ohne irgendwelche
Einschränkungen zur Entrichtung der Einfuhrab-
gaben verwendet werden können. Die Art und die
Modalitäten des Erlasses, so forderte die RI, sollten
bei der Untersuchung, ob ein solcher Erlaß eine
anfechtbare Subvention darstellt, nicht berücksich-
tigt werden.

Dieses Argument ist zurückzuweisen. Die Existenz
eines zulässigen Barerstattungssystems wurde
während der Untersuchung weder angegeben noch
festgestellt und könnte in diesem fortgeschrittenen
Stadium des Verfahrens nicht mehr gebührend
berücksichtigt werden. Da die indischen ausfüh-
renden Hersteller sich jedoch dazu entschlossen
haben, von einer anfechtbaren Regelung Gebrauch
zu machen, sind auch die in diesem Rahmen
gewährten Vorteile anfechtbar.

(24) Die RI behauptete, daß diese Regelung nicht ange-
fochten werden könne, da kein Unternehmen im
Untersuchungszeitraum von ihr Gebrauch machte.
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Da die Subventionierungsfeststellung für das nicht-
kooperierende Unternehmen anhand der verfüg-
baren Fakten getroffen werden mußte, wird davon
ausgegangen, daß im Rahmen dieser Regelung, die
von dem Unternehmen im Untersuchungszeitraum
in Anspruch genommen werden konnte, Vorteile
erwachsen konnten. Da die Regelung nachweislich
anfechtbar ist, wurden die aus dieser Regelung
erwachsenden Vorteile als von diesem Unter-
nehmen in Anspruch genommen erachtet, und die
Höhe wurde aufgrund der verfügbaren Fakten
bestimmt.

(25) Die RI argumentierte, daß, da Anhang II der
Grundverordnung die Situationen, in denen die
Ausfuhren vor den Einfuhren getätigt werden,
nicht abdeckt, wie beim DEPBS der Fall, diese
Regelung nicht anfechtbar war.

Nach Auffassung der Kommission ist diese Situa-
tion jedoch durch Anhang III der Grundverord-
nung abgedeckt. Da das DEPBS weder den Bestim-
mungen von Anhang II noch denen von Anhang
III entspricht, weil die Ausführer nicht verpflichtet
sind, Waren, die bei der Herstellung der für die
Ausfuhr bestimmten Waren verbraucht werden,
und Vorleistungen, die den Vorleistungen auf dem
Inlandsmarkt in Menge, Qualität und Beschaffen-
heit gleichen, zollfrei einzuführen, ist die Regelung
anfechtbar.

(26) Die RI behauptete ferner, daß gemäß Absatz v) der
Bekanntmachung der indischen Zollbehörden Nr.
34/97 vom 7. April 1997 die Ausführer die unter
dem DEPBS eingeführten Waren zur Herstellung
der für die Ausfuhr bestimmten Waren verwenden
müssen.

Diese Bestimmung bezieht sich jedoch auf das
DEPBS auf Vorausfuhrbasis und nicht auf das
DEPBS auf Nachausfuhrbasis, in dessen Rahmen
eine solche „Actual User“-Bedingung nicht
existiert.

4. Export Promotion Capital Goods Scheme
(EPCGS)

(27) Die RI brachte zum Export Promotion Capital
Goods Scheme (EPCGS), das unter den Randnum-
mern 43 bis 47 der Verordnung über den vorläu-
figen Zoll näher beschrieben wird, eine Reihe von
Anmerkungen vor. Diese betrafen die Einstufung
des EPCGS als Subvention und die Berechnung der
Höhe der Subvention.

a) Art der Regelung

(28) Das Gesetz schreibe, so ein Argument, nicht vor,
daß im Rahmen dieser Regelung gekaufte Investiti-
onsgüter ausschließlich zur Herstellung von für die
Ausfuhr bestimmten Waren zu verwenden sind,
folglich könne die Befreiung der im Rahmen
dieser Regelung importierten Waren von den

Einfuhrabgaben nicht als Subvention erachtet
werden.

Die Untersuchung ergab, daß ein Unternehmen
sich verpflichten muß, innerhalb einer bestimmten
Frist Waren in einem bestimmten Wert auszu-
führen, um vom EPCGS Gebrauch machen zu
können. Da diese Regelung folglich von der
Ausfuhrleistung abhängig ist, d. h., ohne eine
Verpflichtung zur Ausfuhr von Waren nicht in
Anspruch genommen werden kann, wird es als
spezifische Subvention im Sinne von Artikel 3
Absatz 4 Buchstabe a) der Grundverordnung und
folglich als anfechtbar angesehen. Vor diesem
Hintergrund ist die Frage, ob die Investitionsgüter
ausschließlich zur Herstellung von für die Ausfuhr
bestimmten Waren verwendet werden, nicht rele-
vant.

(29) Ferner wurde behauptet, daß der Begriff „Vorlei-
stungen“ in Anhang I (Beispielliste von Ausfuhr-
subventionen) Buchstabe i) der Grundverordnung
auch Investitionsgüter umfaßt und daß gemäß
diesem Buchstaben der Erlaß von Abgaben als
solcher nicht als Subvention erachtet werden kann,
sofern er nicht in übermäßigem Umfang geschieht.

Investitionsgüter sind jedoch keine Vorleistungen
im Sinne der Grundverordnung, da sie nicht mate-
riell in der für die Ausfuhr bestimmten Ware
enthalten sind.

(30) Der RI zufolge wird die Vereinnahmung der Zölle
bei den Einfuhren von Investitionsgütern im
Rahmen dieser Regelung lediglich bis zur Einhal-
tung der Ausfuhrverpflichtung durch den
Ausführer aufgeschoben. Unter diesen Umständen
würde sich die Frage des Einnahmeverzichts der
Regierung bis zum Ende des Zeitraums, über den
sich die Verpflichtung des Ausführers erstreckt,
nicht stellen.

Wenn ein Unternehmen von dieser Regelung offi-
ziell Gebrauch machen möchte und sich in diesem
Zusammenhang zur Ausfuhr von Waren
verpflichtet, ist nach Auffassung der Kommission
davon auszugehen, daß diese Ausfuhrverpflichtung
auch eingehalten und die Befreiung von den
Einfuhrabgaben letztendlich gewährt wird. Die
Unternehmen rechnen mit einer Abgabenbe-
freiung, die sich in ihren Preisen niederschlägt.
Anderenfalls hätte die Regelung keinen Sinn.
Daher wird davon ausgegangen, daß die Regierung
bei der Einfuhr von Investitionsgütern auf
Einnahmen verzichtet und dem einführenden
Unternehmen ein Vorteil in Form von nichterho-
benen Zöllen erwächst.

b) Berechnung der Höhe der Subvention

(31) Die RI behauptete, daß der von der Kommission
bei der vorläufigen Sachaufklärung zugrunde
gelegte Abschreibungszeitraum (10 Jahre, vgl.
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Randnummer 50 der Verordnung über den vorläu-
figen Zoll) nicht korrekt ist. Hätte die Kommission
die in den indischen Gesetzen vorgesehene Nutzle-
bensdauer von Investitionsgütern und die Kosten
für die vom Ausführer bei der Einfuhr von Waren
im Rahmen dieser Regelung zu erbringende Bank-
garantie berücksichtigt, hätte sie festgestellt, daß
der aus dieser Regelung erwachsende Vorteil, wenn
überhaupt, nur geringfügig ist.

Hierzu ist zu sagen, daß die Kommission bei der
vorläufigen Sachaufklärung den normalen
Abschreibungszeitraum von Investitionsgütern in
diesem Wirtschaftszweig von 10 Jahren auf der
Grundlage von Informationen von den kooperie-
renden indischen ausführenden Herstellern
bestimmte. Dies entspricht den Bestimmungen
von Artikel 7 Absatz 3 der Grundverordnung, dem
zufolge in den Fällen, in denen eine Subvention an
den Erwerb von Sachanlagen gebunden ist, die
Höhe der anfechtbaren Subvention berechnet wird,
indem die Subvention über einen dem normalen
Abschreibungszeitraum solcher Sachanlagen in
dem betreffenden Wirtschaftszweig entspre-
chenden Zeitraum verteilt wird. Es wurden keine
Beweise dafür vorgelegt, daß der Abschreibungs-
zeitraum von Investitionsgütern in der Pharmain-
dustrie dem von der Kommission bei der vorläu-
figen Sachaufklärung zugrunde gelegten Zeitraum
von 10 Jahren nicht entspricht. Das Argument der
Kosten für die Bankgarantie, die dem Ausführer
entstehen, wenn er Waren im Rahmen dieser
Regelung einführt, wird zurückgewiesen, da die
betreffenden kooperierenden Ausführer einen
Abzug dieser Kosten gemäß Artikel 7 Absatz 1 der
Grundverordnung nicht beantragten. Die Forde-
rung wird daher abgelehnt.

(32) Die RI erhob Einwände dagegen, daß die Kommis-
sion bei der Berechnung der Höhe der Subvention
pro Einheit im Zuge der vorläufigen Sachaufklä-
rung die aus der Regelung erwachsenden Vorteile
nur auf den Ausfuhrumsatz verteilte. Da im
Rahmen des EPCGS eingeführte Investitionsgüter
zur Herstellung von sowohl für die Ausfuhr als
auch für den Inlandsmarkt bestimmten Waren
verwendet werden, müßten die aus der Regelung
erwachsenden Vorteile auf den Gesamtumsatz
verteilt werden.

Die Untersuchung ergab jedoch, daß die Inan-
spruchnahme dieser Regelung ausschließlich von
der Ausfuhrleistung abhängig ist (vgl. Rand-
nummer 28). Gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Grund-
verordnung wird es als angemessen erachtet, den
aus dieser Regelung erwachsenden Vorteil nur auf
den Ausfuhrumsatz zu verteilen, da die Subvention
nach Maßgabe der Ausfuhr von Waren in einem
bestimmten Wert innerhalb einer bestimmten Frist
gewährt wird. Die Forderung nach einer Verteilung
der aus dieser Regelung erwachsenden Vorteile auf
den Gesamtumsatz wird daher abgelehnt.

(33) Schließlich machte die RI geltend, daß die Vorge-
hensweise der Kommission bei der Ermittlung des
Gesamtvorteils für die von dieser Regelung
Gebrauch machenden Unternehmen in Form einer
Anrechnung von Zinsen in dem Übereinkommen
über Subventionen und Ausgleichsmaßnahmen der
Welthandelsorganisation (WTO) nicht in Betracht
gezogen wird. Bei der Berechnung der Höhe des
Vorteils, der den von entsprechenden Subventions-
regelungen Gebrauch machenden Unternehmen
erwächst, sei eine solche Vorgehensweise bisher
nicht Praxis der Gemeinschaftsorgane gewesen.

Die Zinsen werden berücksichtigt, um dem Vorteil
Rechnung zu tragen, der dem Empfänger daraus
erwächst, daß er keinen entsprechenden Geldbetrag
zu Marktbedingungen aufnehmen muß. Nach
Artikel 6 der Grundverordnung werden bei der
Berechnung der Höhe der Subvention eindeutig
die Kosten für entsprechende Mittel auf dem freien
Markt zugrunde gelegt. Also rechnen die Gemein-
schaftsorgane in diesen Fällen bei der Bestimmung
des insgesamt erwachsenden Vorteils einen Betrag
für etwaige Zinsen hinzu. Dieses Argument wird
daher zurückgewiesen.

(34) Ein indischer ausführender Hersteller behauptete,
die Informationen über die Einfuhren von Investi-
tionsgütern, die er der Kommission übermittelt
habe und die von den zuständigen Dienststellen
anschließend überprüft und als Grundlage für die
Berechnung des aus dem EPCGS erwachsenden
Vorteils verwendet wurden, enthielten Fehler. Nach
der Einführung der vorläufigen Maßnahmen
lieferte dieser indische ausführende Hersteller neue
Informationen über bestimmte Einfuhren von
Investitionsgütern und forderte eine Berücksichti-
gung dieser neuen Informationen bei der endgül-
tigen Sachaufklärung.

Gemäß Artikel 28 Absatz 3 der Grundverordnung
können diese neuen Informationen jedoch nicht
berücksichtigt werden, da sie nicht fristgerecht
übermittelt wurden und nicht nachprüfbar waren.

5. Freie Exportzonen (FEZ)/Exportorientierte
Betriebe (EOB)

a) Investitionsgüter

(35) Zur Einfuhr von Investitionsgütern im Rahmen der
FEZ/EOB-Regelung brachte die RI die gleichen
Forderungen vor wie zu denjenigen im Rahmen
des EPCGS, die unter den Randnummern 29 bis 34
dargelegt sind. Diese Forderungen werden aus den
unter diesen Randnummern erläuterten Gründen
ebenfalls abgelehnt.

(36) Die RI behauptete ferner, daß die im Rahmen
dieser unter den Randnummern 51 bis 53 der
Verordnung über den vorläufigen Zoll beschrie-
benen Regelung eingeführten Investitionsgüter
nicht von den Einfuhrabgaben befreit sind, wenn
sie in ein Zollverschlußgebiet verbracht werden.
Die Erhebung der Zölle würde lediglich bis zur
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Aufhebung des Zollverschlusses aufgeschoben, und
es wäre nicht angemessen, davon auszugehen, daß
die Regierung auf Einnahmen verzichte. Die RI
behauptete, daß es sich nicht um eine Subvention
im Sinne der Definition in Artikel 2 der Grundver-
ordnung handele, der zufolge von einer Subvention
ausgegangen wird, wenn unter anderem eine Regie-
rung auf Abgaben verzichtet.

Wie auch im Fall des EPCGS geht nach Auffas-
sung der Kommission ein Unternehmen, das Inve-
stitionsgüter einführt, ohne die Einfuhrabgaben zu
entrichten, davon aus, daß es die Ausfuhrverpflich-
tungen erfüllt und die Einfuhrabgaben folglich
nicht entrichten muß. Das Unternehmen ist
daraufhin in der Lage, die niedrigeren Kosten (d. h.
nicht entrichtete Zölle) auf seine Preise zu über-
tragen. Also erwächst dem Unternehmen aus der
Bereitschaft der Regierung, auf Einfuhrabgaben zu
verzichten, ein Vorteil, wenn das Unternehmen
bestimmte Ausfuhrverpflichtungen übernimmt.
Deshalb wird davon ausgegangen, daß, wenn bei
der Einfuhr von Investitionsgütern die Erhebung
der Einfuhrabgaben auf einen späteren Zeitpunkt
verschoben wird, die Regierung auf die Abgaben
verzichtet und dem einführenden Unternehmen
ein Vorteil in Form von nicht zu entrichtenden
Zöllen erwächst. Diese Behauptung wird daher
zurückgewiesen.

b) Ausgangsstoffe

(37) Die RI und ein indischer ausführender Hersteller
behaupteten, daß die FEZ/EOB-Regelung keine
Subvention sei, da die ohne Einfuhrabgaben impor-
tierten Ausgangsstoffe bei der Herstellung von für
die Ausfuhr bestimmten Waren verbraucht werden
und materiell darin enthalten sind und dies nach
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii) zulässig
ist.

Zunächst sei daran erinnert, daß ein anerkannter
EOB, Orchid Chemicals and Pharmaceuticals Ltd,
den Fragebogen der Kommission in diesem
Verfahren zwar ausfüllte, aber während der Unter-
suchung keine verifizierbaren Informationen
lieferte. Bei der vorläufigen Sachaufklärung mußte
die Kommission in Ermangelung entsprechender
Informationen den Vorteil, der diesem EOB durch
die Befreiung der Ausgangsstoffe vom Zoll im
Rahmen der FEZ/EOB-Regelung erwuchs, auf der
Grundlage der verfügbaren Fakten ermitteln.
Hierzu wurden die allgemeinen Unternehmens-
daten aus den geprüften Büchern für alle Käufe
von Ausgangsstoffen zugrunde gelegt, da anhand

von nachprüfbaren Daten nicht beurteilt werden
konnte, ob die ohne Einfuhrabgaben importierten
Ausgangsstoffe bei der Herstellung von für die
Ausfuhr bestimmten Waren verbraucht wurden
und materiell darin enthalten waren. Unter diesen
Umständen müssen auch die endgültigen Feststel-
lungen gemäß Artikel 28 Absatz 1 der Grundver-
ordnung auf der Grundlage der verfügbaren Fakten
getroffen werden. Für die endgültige Sachaufklä-
rung wird es jedoch als vernünftig erachtet, die
Feststellungen auf der Grundlage von Informa-
tionen zu treffen, die von anderen kooperierenden
indischen ausführenden Herstellern für andere,
ebenfalls die zollfreie Einfuhr von Ausgangsstoffen
zulassende Regelungen (z. B. das PBS und das
DEPBS) geliefert wurden. Für den anerkannten
EOB wurde eine entsprechende Berichtigung
vorgenommen.

(38) Die RI verwies auch auf die Tatsache, daß es nicht
nur in Indien freie Exportzonen gibt. In Frage
gestellt wird jedoch nicht das Konzept der freien
Exportzonen als solches. Die vorliegende Untersu-
chung ergab vielmehr, daß im Wege der indischen
freien Exportzonen einem indischen Unter-
nehmen, das Antibiotika ausführt, anfechtbare
Subventionen gewährt wurden.

6. Income Tax Exemption Scheme

(39) Die RI und ein indischer ausführender Hersteller
machten geltend, da die Körperschaftssteuer (vgl.
Randnummern 57 bis 61 der Verordnung über den
vorläufigen Zoll) seit dem Steuerjahr 1996/97 (d. h.
dem Zeitraum, über den sich die vorläufige Sach-
aufklärung für diese Regelung erstreckt) ermäßigt
worden sei, müßte nun der niedrigere Satz bei der
Feststellung etwaiger Vorteile für die betreffenden
indischen ausführenden Hersteller berücksichtigt
werden.

In diesem Zusammenhang sei darauf verwiesen,
daß nach Artikel 5 der Grundverordnung die Höhe
der anfechtbaren Subventionen anhand des dem
Empfänger erwachsenden Vorteils berechnet wird,
der für den untersuchten Subventionierungs-
zeitraum festgestellt wird. Wie bereits erwähnt,
ermittelte die Kommission bei der vorläufigen
Sachaufklärung den Vorteil auf der Grundlage des
Steuerjahrs 1996/97 (1. April 1996 bis 31. März
1997), da es sich zeitlich nahezu mit dem Untersu-
chungszeitraum deckte. In diesem Steuerjahr galt
ein Körperschaftssteuersatz von 43 %. Im darauf-
folgenden
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(%)

PBS DEPB EPCGS FEZ/EOB
Körper-
schafts-
steuer

Insgesamt

vor Ausfuhr nach Ausfuhr

Steuerjahr (vom 1. April 1997 bis 31. März 1998)
wurde der Steuersatz auf 35 % gesenkt. Da ein Teil
dieses Steuerjahrs in den Untersuchungszeitraum
dieses Verfahrens fällt, wird es als angemessen
erachtet, bei der Berechnung der Höhe der
anfechtbaren Subventionen beide im
Untersuchungszeitraum geltenden Steuersätze
anteilmäßig zu berücksichtigen. Die Höhe der
Subventionen, die den von dieser Regelung
Gebrauch machenden Unternehmen gewährt
wurden, wurde entsprechend berichtigt.

(40) Die RI behauptete auch, daß die Kommission bei
der vorläufigen Sachaufklärung sowohl gegen die
bisherige Praxis der Gemeinschaftsorgane als auch
gegen das Übereinkommen über Subventionen und
Ausgleichsmaßnahmen und die Grundverordnung
verstoßen habe, als sie bei der Feststellung des
Vorteils, der den von dieser Regelung Gebrauch
machenden Unternehmen erwächst, einen Betrag
für Zinsen einrechnete. Bei der Beurteilung dieser
Regelung wurde davon ausgegangen, daß der Steu-
erbetrag, der in dem mit dem Untersuchungs-
zeitraum zeitlich weitgehend zusammenfallenden
Steuerjahr nicht entrichtet wurde, der angemes-
senste Indikator für den einem Unternehmen aus
dieser Regelung erwachsenden Vorteil ist. Dieser
Betrag gilt als einmaliger Zuschuß, der einem
Unternehmen im Untersuchungszeitraum gewährt
wird. Diesem Betrag wurden aus den unter Rand-
nummer 34 dargelegten Gründen die Zinsen
hinzugerechnet, die Behauptung ist folglich
zurückzuweisen.

(41) Laut einem indischen ausführenden Hersteller
waren die Informationen, die er der Kommission
über seinen Antrag auf Befreiung von der Körper-
schaftssteuer nach Abschnitt 80HHC des Income
Tax Act übermittelt hatte, fehlerhaft. Diese Infor-
mationen waren von den zuständigen Dienststellen
überprüft worden und anschließend als Grundlage
für die Berechnung der Höhe des aus dieser Rege-
lung erwachsenden Vorteils herangezogen worden.
Dieser indische ausführende Hersteller übermit-
telte in der Zwischenzeit neue Informationen über

seinen Antrag auf Befreiung von der Körperschafts-
steuer und bat um Berücksichtigung dieser
Angaben bei der endgültigen Sachaufklärung.

Ein anderer indischer ausführender Hersteller
übermittelte neue Informationen über seinen
Antrag auf Befreiung von der Steuer auf Ausfuhrge-
winne nach Abschnitt 80HHC des indischen
Income Tax Act.

Da diese neuen Informationen nicht fristgerecht
übermittelt wurden und nicht nachprüfbar sind,
dürfen sie gemäß Artikel 28 Absatz 3 der Grund-
verordnung nicht berücksichtigt werden, und beide
Forderungen sind abzulehnen.

(42) Ein indischer ausführender Hersteller machte
geltend, daß die Steuern gemäß dem indischen
Income Tax Act in vierteljährlichen Raten zu
zahlen sind und diese Tatsache berücksichtigt
werden muß, wenn die Zinsen bei der Ermittlung
der Höhe des Vorteils hinzugerechnet werden.

Wenn ein Unternehmen den Steuerbehörden seine
Steuererklärung — vermutlich in Übereinstim-
mung mit dem geltenden Gesetz — einreicht,
kann dieses Unternehmen berechtigterweise davon
ausgehen, daß die Steuerbehörden die Erklärung
auch annehmen, selbst wenn sie sie zunächst genau
prüfen. Also erwächst dem Unternehmen unmit-
telbar ein Vorteil in Form der nichtgezahlten
Steuer, wenn dem Antrag auf der Grundlage des
entsprechenden Abschnitts des Income Tax Act
stattgegeben wird. Daher ist es angemessen, Zinsen
auf den gesamten, dem Unternehmen in dem
betreffenden Steuerjahr erwachsenden Vorteil
hinzuzurechnen.

7. Höhe der anfechtbaren Subventionen

(43) Unter Berücksichtigung der vorstehenden endgül-
tigen Feststellungen zu den verschiedenen Rege-
lungen ergeben sich für die einzelnen in die Unter-
suchung einbezogenen ausführenden Hersteller
Subventionen in folgender Höhe:

Ranbaxy
Laboratories Ltd

0,01 geringfügig 0 0,15 0 6,16 6,32

Vitara
Chemicals Ltd

0 0 0 0 0 0,46 0,46

Kopran Ltd 5,43 0 0 1,17 0 2,12 8,72

Lupin
Laboratories Ltd

5,89 0 0 0,03 0 5,09 11,01
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(%)

PBS DEPB EPCGS FEZ/EOB
Körper-
schafts-
steuer

Insgesamt

vor Ausfuhr nach Ausfuhr

Gujarat Lyka
Organics Ltd

0 0 0 0 0 0 0

Torrent
Pharmaceuticals
Ltd

0 0 0 0 0 0,78 0,78

Biochem
Synergy Ltd

5,89 geringfügig 3,75 0 0 0 9,64

Orchid
Chemicals &
Pharmaceuticals
Ltd

0 0 0 0 12,58 2,74 15,32

Harshita Ltd 0 0 0 0 0 9,16 9,16

D. WIRTSCHAFTSZWEIG DER GEMEINSCHAFT

(44) Da keine der interessierten Parteien zur Definition
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft Stellung
nahm oder neue Informationen übermittelte,
werden die Feststellungen unter den Randnum-
mern 64 und 65 der Verordnung über den vorläu-
figen Zoll bestätigt.

E. SCHÄDIGUNG

1. Verbrauch, Einfuhrvolumen und Markt-
anteil

(45) Den indischen ausführenden Herstellern zufolge
waren die Untersuchungsergebnisse der Kommis-
sion über die Einfuhren der betreffenden Ware mit
Ursprung in Indien in die Gemeinschaft nicht
korrekt, da — so ihre Behauptung — die Eurostat-
Daten nicht zuverlässig waren, weil die angege-
benen KN-Codes neben den von dieser Untersu-
chung betroffenen Erzeugnissen noch andere Anti-
biotika bzw. Aufmachungen von Antibiotika
abdecken.

In diesem Zusammenhang wurden umfassende
Berechnungen auf der Grundlage indischer
Ausfuhrstatistiken und Informationen indischer
ausführender Hersteller übermittelt, bei denen es
sich angeblich um das genaueste Zahlenmaterial
über die Einfuhren der fraglichen Ware mit
Ursprung in Indien handelte.

Die angegebenen KN-Codes können in der Tat
auch Antibiotika und deren Aufmachungen
umfassen, die sich von der in die Untersuchung
einbezogenen Ware unterscheiden. Diese Antibio-
tika und deren Aufmachungen wurden jedoch, im

Fall von Metampicillin und Pivampicillin,
entweder nicht oder, im Fall von Amoxicillin sowie
sterilem Ampicillin-Salz und wasserfreiem Ampi-
cillin, gemessen am Marktanteil in der Gemein-
schaft in nur geringem Maße in Indien hergestellt.
Im Fall von Cefalexin können sich andere Antibio-
tika und deren Aufmachungen stärker auswirken.
Auf die Erzeugnisse des entsprechenden KN-
Codes entfiel jedoch nur ein kleiner Teil der indi-
schen Ausfuhren der betreffenden Ware. Folglich
ließen die indischen Ausfuhrstatistiken nicht auf
eine erhebliche Abweichung von den vorläufigen
Feststellungen der Kommission in bezug auf den
Verbrauch in der Gemeinschaft, das Einfuhrvo-
lumen und den Marktanteil der fraglichen Ware
schließen. Diese Schlußfolgerung wurde auch
durch eine versuchsweise Bestimmung der rele-
vanten Indikatoren auf der Grundlage der von den
indischen ausführenden Herstellern übermittelten
Angaben bestätigt. Die Berechnung ergab eine
Zunahme der indischen Ausfuhren der fraglichen
Ware um fast 200 % zwischen 1993 und dem
Untersuchungszeitraum, während den Eurostat-
Daten eine Zunahme von fast 300 % zu
entnehmen ist. Den indischen Zahlen zufolge
verdoppelte sich der Anteil dieser Einfuhren am
Gemeinschaftsmarkt, die Eurostat-Daten hingegen
zeigen eine Zunahme des Marktanteils von 157 %.

(46) Daraus wurde gefolgert, daß die Schlußfolgerungen
der Kommission im Rahmen der vorläufigen Sach-
aufklärung insbesondere über die drastische
Zunahme der Ausfuhren aus Indien und den
erheblichen Ausbau ihres Anteils auf dem Gemein-
schaftsmarkt unabhängig von der Quelle des
zugrunde gelegten Datenmaterials bestätigt werden
können.
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(47) Die indischen Ausführer behaupteten auch, daß
nahezu alle Einfuhren entweder unverändert oder
verarbeitet wieder aus der Gemeinschaft ausgeführt
würden.

Die Tatsache, daß auf die betreffende Ware bei der
Einfuhr kein Zoll (Zollsatz 0 %) erhoben wird,
veranlaßt Händler und verarbeitende Betriebe zwar
zugegebenermaßen nicht dazu, von Zollregelungen
betreffend die vorübergehende Einfuhr (z. B. aktive
Veredelung) Gebrauch zu machen, kann aber
dennoch nicht als Beweis für die von den indi-
schen ausführenden Herstellern aufgestellte
Behauptung bezüglich der Wiederausfuhr aufgefaßt
werden. Da keine ausreichenden Beweise hierfür
vorgelegt wurden, konnte die Kommission diese
Behauptungen nicht berücksichtigen. Folglich
werden die Feststellungen unter den Randnum-
mern 66 bis 69 der Verordnung über den vorläu-
figen Zoll, die auf Eurostat-Statistiken über das
Einfuhrvolumen von in der Gemeinschaft in den
freien Verkehr übergeführten Waren basieren,
bestätigt.

2. Preise der subventionierten Einfuhren

(48) Die indischen ausführenden Hersteller behaup-
teten, daß der auf Eurostat-Daten basierende Preis-
vergleich in der Verordnung über den vorläufigen
Zoll nicht zuverlässig sei, vor allem da sich der
Preis für fertige Darreichungsformen erheblich
vom Preis für Bulk-Ware unterscheide.

(49) Da aber, wie unter Randnummer 9 bereits erläutert,
fertige Darreichungsformen nicht unter die KN-
Codes fallen, auf die in diesem Verfahren Bezug
genommen wird, kann der Schluß gezogen werden,
daß zwischen Bulk-Ware und fertigen Darrei-
chungsformen keine Vergleiche angestellt wurden.

(50) Außerdem hatten die indischen ausführenden
Hersteller in ihren Sachäußerungen zugegeben, daß
ihre Ausfuhrpreise gefallen waren, und den unter
Randnummer 70 der Verordnung über den vorläu-
figen Zoll festgestellten Umfang dieses Preisrück-
gangs von rund 40 % nicht angefochten.

(51) Aus den vorstehenden Gründen wird die Bezug-
nahme auf die fertigen Darreichungsformen unter
Randnummer 70 der Verordnung über den vorläu-
figen Zoll zurückgezogen, und die verbleibenden
Feststellungen unter den Randnummern 70 bis 75
der Verordnung über den vorläufigen Zoll werden
bestätigt.

3. Lage des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft

(52) Die RI behauptete, daß die Mehrzahl der in der
Verordnung über den vorläufigen Zoll unter-
suchten Schadensindikatoren für den Wirtschafts-
zweig der Gemeinschaft eine positive Entwicklung
aufzeigten, während es nur wenige negative
Faktoren gab. Unter den Randnummern 84 bis 87
der Verordnung über den vorläufigen Zoll sind
jedoch die Untersuchungsergebnisse dargelegt,
denen zufolge sich die Lage des Wirtschaftszweigs

der Gemeinschaft vor allem bei den Marktanteilen
und den Preisen insgesamt negativ entwickelte, ein
klarer Beweis für eine bedeutende Schädigung.
Außerdem spiegelt der positive Trend einiger Indi-
katoren lediglich das Wachstum auf dem Markt
insgesamt und das zunehmende Engagement des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft auf Export-
märkten wider. Daher kann der Schluß gezogen
werden, daß der Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft bedeutend geschädigt wurde.

4. Schlußfolgerung zur Schädigung

(53) Aufgrund der vorstehenden Feststellungen wird
bestätigt, daß der Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft im Sinne von Artikel 8 Absatz 1 der Grund-
verordnung bedeutend geschädigt wurde.

F. SCHADENSURSACHE

1. Auswirkungen der subventionierten
Einfuhren

(54) Den indischen ausführenden Herstellern zufolge
bestand kein offensichtlicher Zusammenhang
zwischen den subventionierten indischen
Ausfuhren und den in der Untersuchung festge-
stellten Subventionierungsregelungen. Ihrer Auffas-
sung nach widerlegte diese Tatsache den kausalen
Zusammenhang zwischen den subventionierten
indischen Ausfuhren und der Schädigung des Wirt-
schaftszweigs der Gemeinschaft. Dieses Argument
stützte sich auf folgende Erwägungen:

Erstens seien die Eurostat-Einfuhrstatistiken unzu-
verlässig und müßten durch die amtlich veröffent-
lichten indischen Ausfuhrstatistiken ersetzt werden,
denen zufolge die Zunahme der Einfuhrmengen
überwiegend in dem Zeitraum von April 1994 bis
März 1995 stattfand und auch ihren Höchststand
erreichte.

Zweitens wären in diesem Zeitraum die wichtig-
sten Subventionierungsregelungen nicht in Kraft
gewesen. Da den indischen Ausfuhrstatistiken zu
entnehmen ist, daß nach dem Inkrafttreten der
fraglichen Subventionierungsregelungen die indi-
schen Ausfuhren zurückgingen, liege es auf der
Hand, daß die Anwendung der Subventionierungs-
regelungen die indischen Ausfuhren nicht förderte.
Deshalb, so die Argumentation, könne eine etwaige
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft nicht den subventionierten indischen
Ausfuhren angelastet werden.

Schließlich wäre im Interesse einer ordnungsge-
mäßen Untersuchung der Schadensursache eine
Verkürzung des Bezugszeitraums für die Schadens-
untersuchung erforderlich: Anstelle eines Zeit-
raums von vier Jahren müßte, so die Forderung,
ein Zeitraum von zweieinhalb Jahren mit Beginn
im Jahr 1995 zugrunde gelegt werden; auf dieser
Basis würde keine Schädigung festgestellt werden,
da das Einfuhrvolumen in diesem Zeitraum nicht
nennenswert gestiegen sei.
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Zu dieser Argumentation ist folgendes anzu-
merken:

(55) Zunächst einmal hat die Kommission bezüglich
der Einfuhrtrends bereits erläutert, daß es keine
Grundlage für die Heranziehung indischer
Ausfuhrstatistiken anstelle der gemeinschaftlichen
Einfuhrstatistiken gibt. Da die Zuverlässigkeit der
Eurostat-Statistiken hinreichend belegt ist, während
das indische Datenmaterial nicht überprüft werden
kann, wird davon ausgegangen, daß die bei der
vorläufigen Sachaufklärung festgestellten Trends zu
bestätigen sind. Es sei daran erinnert, daß den
Eurostat-Daten zufolge die Einfuhren aus Indien
1996 einen Höchststand erreichten und im Unter-
suchungszeitraum nur geringfügig zurückgingen.

(56) Das zweite und das dritte Argument der indischen
ausführenden Hersteller werfen die Grundsatzfrage
auf, welcher Zeitraum für die Schadensuntersu-
chung im Rahmen eines Antisubventionsverfah-
rens als angemessen angesehen werden kann. In
diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, daß
eine Schadensuntersuchung in zwei Schritten
erfolgt: Erstens wird ermittelt, ob der inländische
Wirtschaftszweig im Untersuchungszeitraum
geschädigt wurde. Zweitens müssen entsprechende
Feststellungen vor dem Hintergrund der Entwick-
lung bestimmter Indikatoren in den vorausgegan-
genen Jahren betrachtet werden. Zu diesem Zweck
wird üblicherweise die Lage des Wirtschaftszweigs
der Gemeinschaft über einen Zeitraum von drei
Jahren vor dem Untersuchungszeitraum geprüft.
Nur eine solche Vorgehensweise ergibt ein genaues
Bild des Trends bei den Schadensindikatoren.
Daher wird bestätigt, daß der Bezugszeitraum der
Schadensuntersuchung nicht verkürzt werden
sollte. Im vorliegenden Fall wurde festgestellt, daß
die Einfuhren ihren Höchststand vor dem Untersu-
chungszeitraum erreichten. Im Gegensatz zu den
Behauptungen der Gegenseite reicht diese Tatsache
allein nicht aus, um den ursächlichen Zusammen-
hang zwischen den subventionierten Einfuhren
und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft zu widerlegen; eine kontinuierliche
Zunahme der Einfuhren ist keine Voraussetzung
für die Feststellung einer durch diese Einfuhren
verursachten Schädigung. Während des Untersu-
chungszeitraums wurden neben der Subventionie-
rung auch eine Preisunterbietung durch die fragli-
chen Einfuhren, Druck auf die Preise und die
Rentabilität des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft festgestellt. Selbst wenn der Höchststand des
Einfuhrvolumens noch vor dem Inkrafttreten der
wichtigsten Subventionierungsregelungen erreicht
worden wäre, ist es dennoch möglich, daß eine
solche Ausfuhrleistung ohne Preisunterbietung
hätte erreicht werden können und deshalb keine
Schädigung verursachte. Rein rechtlich gesehen
muß der Grundverordnung zufolge für die durch
z. B. Unterbietungspraktiken verursachte Schädi-
gung nicht nachgewiesen werden, daß die ausfüh-
renden Hersteller den durch die von der Regierung
gewährten Vorteil nicht zur Senkung ihrer Preise
verwenden müssen.

Der Grund hierfür liegt auf der Hand, da die
Subventionen auch als Ausgleich von in der
Gegenwart oder in der Vergangenheit erlittenen
Verlusten dienen können und somit keine unmit-
telbare Senkung der Preise bewirken. Auf der
anderen Seite können selbst Einfuhren, die nicht
zunehmen oder sogar zurückgehen, aber mit einer
aggressiven Preispolitik gehandelt werden, eine
Schädigung verursachen. Genau dies ist der Fall
hier, weil die Schädigung weitgehend durch die
niedrigen Preise und den damit verbundenen Preis-
druck verursacht wurde, der nicht unbedingt große
Einfuhrvolumen erfordert, um auf einem preisemp-
findlichen und preistransparenten Markt eine
Wirkung zu erzielen. Es wird also davon ausge-
gangen, daß die subventionierten Einfuhren der
betreffenden Ware unabhängig von der mengen-
mäßigen Entwicklung während des Untersu-
chungszeitraums sich in erheblichem Maße negativ
auf die Lage des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft auswirkten.

(57) Daher wird die Schlußfolgerung gezogen, daß die
von den indischen ausführenden Herstellern vorge-
brachten Argumente die Feststellungen der Verord-
nung über den vorläufigen Zoll über den ursächli-
chen Zusammenhang zwischen den subventio-
nierten Einfuhren aus Indien und der Schädigung
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft nicht
entkräften.

2. Auswirkungen anderer Faktoren

2.1. Einfuhren aus anderen Drittländern

(58) Die indischen ausführenden Hersteller machten
geltend, daß teurere Einfuhren mit Ursprung in
den Vereinigten Staaten von Amerika (USA)
gemessen am Volumen um 100 % zugenommen
hatten und der Markt für die betreffende Ware
entgegen der Aussagen in der Verordnung über den
vorläufigen Zoll und unter Randnummer 56 folg-
lich nicht preisempfindlich sei.

(59) Hinsichtlich der Einfuhren mit Ursprung in den
USA ist zu sagen, daß die ursprüngliche Erläute-
rung (Randnummer 96 der Verordnung über den
vorläufigen Zoll) der relativ hohen Preise je kg
nicht berücksichtigt werden dürfe, da fertige
Darreichungsformen nicht unter den betreffenden
KN-Code fallen. Die Untersuchung ergab jedoch,
daß der Großteil dieser Einfuhren innerhalb eines
Konzerns zwischen einem EU-Unternehmen und
seinem angeschlossenen Unternehmen in den USA
getätigt werden und daß diese Geschäftsverbindung
die Preise möglicherweise beeinflußt. Zu den
Einfuhren mit Ursprung in anderen Drittländern
als den USA wurden keine Sachäußerungen vorge-
bracht, und die Untersuchung ergab keinen
Hinweis auf eine mögliche Auswirkung auf die
Lage des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft.
Deshalb wird die Schlußfolgerung, daß die
Einfuhren aus anderen Drittländern den ursächli-
chen Zusammenhang zwischen den subventio-
nierten Einfuhren aus Indien und der Schädigung
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft nicht
widerlegen, bestätigt.
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2.2. Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftszweigs
der Gemeinschaft und Schwankungen der
Preise der Ausgangsstoffe

(60) Die indischen ausführenden Hersteller behaup-
teten erneut, daß die Schädigung des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft insbesondere ab 1996
durch den Rückgang des Preises von Penicillin G,
dem Hauptausgangsstoff für die Herstellung der
betroffenen Ware, verursacht wurde. Genauer
gesagt behaupteten sie, daß sie mit der Senkung
ihrer Ausfuhrpreise im Untersuchungszeitraum
lediglich ihre Produktivitätsgewinne und den
Rückgang des Penicillin G-Preises an die Verbrau-
cher weitergegeben hätten. Oder anders ausge-
drückt: Die Unterbietung im Untersuchungs-
zeitraum war nach Auffassung der indischen
ausführenden Hersteller von den gewährten
Subventionen unabhängig. Auch wurde erneut
behauptet, daß der Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft in dem Segment der betroffenen Ware nicht
wettbewerbsfähig sei.

Der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft behaup-
tete, daß die indischen ausführenden Hersteller die
Preise der betroffenen Ware wesentlich stärker
gesenkt hätten, als dies die Senkung der Kosten für
Penicillin G erlaubte.

In der Tat war ab 1996 ein Rückgang der Penicillin
G-Preise zu beobachten. Da auf Penicillin G ein
erheblicher Teil der Gesamtkosten der Fertigware
entfällt, dürfte sich ein solcher Preisrückgang
zumindest in gewissem Umfang in dem Preis der
betroffenen Ware niederschlagen.

Dennoch waren die Äußerungen zu dem Preisni-
veau von Penicillin G nicht schlüssig und sogar
widersprüchlich. Insbesondere übermittelten die
indischen ausführenden Hersteller nach Einfüh-
rung der vorläufigen Maßnahmen eine ganze Reihe
von Preisangaben über die gewogenen durch-
schnittlichen Einkaufspreise von Penicillin G,
machten aber später geltend, daß sie Penicillin G
noch wesentlich günstiger eingekauft hätten.

Folglich konnten die Auswirkungen des Rückgangs
der Penicillin G-Preise auf die Preise der betrof-
fenen Ware nicht genau ermittelt und quantifiziert
werden.

Außerdem würde sich eine Senkung der Kosten für
Penicillin G wahrscheinlich nur auf die Unter-
nehmen auswirken, die nicht vertikal integriert
sind, d. h., die diesen Stoff extern beziehen und
nicht selbst herstellen (vgl. Randnummern 64 bis
66). Die indischen ausführenden Hersteller
behaupteten, daß sie nicht integriert seien und
daher diesen Vorteil im Unterschied zu dem über-
wiegend integrierten Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft in vollem Umfang nutzen und in ihren
Preisen weitergeben konnten.

Die Analyse der Lage eines nichtintegrierten
Gemeinschaftsherstellers, der ebenfalls von den
niedrigeren Weltmarktpreisen von Penicillin G
profitierte, zeigte jedoch, daß auch die Rentabilität
dieses Herstellers stark zurückging und seine Preise
durch die Preise der indischen Ausfuhren insbe-
sondere in der zweiten Hälfte des Untersuchungs-
zeitraums unterboten wurden.

Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß das Ziel der
Untersuchung des ursächlichen Zusammenhangs
zwischen den subventionierten Einfuhren und der
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft nicht darin bestand, die tieferen Gründe für
das Verhalten der ausführenden Hersteller zu beur-
teilen, da während der Untersuchung festgestellt
wurde, daß ihnen anfechtbare Subventionen
gewährt wurden.

(61) An der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftszweigs
der Gemeinschaft kann es kaum Zweifel geben, da
er weltweit zu den führenden Herstellern der
betroffenen Ware zählt. Dies beweisen sowohl
seine Leistungen auf den Exportmärkten als auch
die Kostensenkungen und die daraus resultie-
renden Produktivitätsgewinne. Der Wirtschafts-
zweig der Gemeinschaft steigerte seine Produktion
um 30 %, ohne die Beschäftigung zu erhöhen.
Außerdem ergab die Untersuchung keine Unzu-
länglichkeiten bei den Produktionskosten. Was die
integrierten Unternehmen betraf, so deutete
außerdem alles darauf hin, daß ihr Verfahren zur
Produktion von Penicillin G im weltweiten
Vergleich äußerst effizient war.

(62) Zur Stützung der neuerlichen Behauptung, der
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft sei nicht zur
Verbesserung seiner Effizienz in der Lage gewesen,
wurde geltend gemacht, daß selbst bekannter-
maßen hocheffiziente Hersteller wie z.B. das
niederländische Unternehmen Gist-Brocades B.V.
infolge des niedrigeren Penicillin G-Preises in
Schwierigkeiten gerieten. Hierzu wurde eine Fest-
stellung aus dem letzten Jahresabschluß von Gist-
Brocades zitiert, dem zufolge „die Gewinnerwar-
tungen vom März 1997 von einem deutlichen
Anstieg auf einen leichten Rückgang korrigiert
werden mußten. Ursache hierfür ist ein Rückgang
der Weltmarktpreise von Penicillin auf einen histo-
rischen Tiefstand“.

(63) Ein Vergleich der Lage des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft, der die betroffene Ware herstellt,
mit der Lage von Gist-Brocades B.V. ist in diesem
Zusammenhang irreführend. Gist-Brocades
verkauft selbst bedeutende Mengen von Penicillin
G, und ein Rückgang der Preise für diese Ware
dürfte sich daher bei diesem Unternehmen
eindeutig negativ auf die Rentabilität dieses
Geschäftsbereichs auswirken. Der Wirtschaftszweig
der Gemeinschaft dagegen verkauft selbst kein
Penicillin G, sondern produziert es für den Eigen-
bedarf.
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(64) Die indischen ausführenden Hersteller machten
geltend, daß sich ein Rückgang der Penicillin G-
Preise auf die Hersteller mit vertikal integrierter
Produktion (d. h. die Hersteller, die den Ausgangs-
stoff Penicillin G selbst produzieren) stärker
auswirke, da diese nicht von dem Preisrückgang
profitieren könnten und daher ihre Effizienz und
ihre Produktionsverfahren verbessern müßten.
Dazu sei der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
nicht in der Lage gewesen.

(65) Sinkende Preise der Ausgangsstoffe können sich
zugegebenermaßen auf integrierte Hersteller anders
auswirken als auf Hersteller, die diese Stoffe extern
beziehen. Nichtintegrierte Hersteller dürften fast
sofort von einem Rückgang der Beschaffungsko-
sten profitieren, während die integrierten Hersteller
von den direkten Auswirkungen der Preisschwan-
kungen auf diese Kosten kaum betroffen sind,
obwohl sie unter Umständen deren Auswirkungen
auf die Verkaufspreise, zu der die nichtintegrierte
Konkurrenz die verarbeitete Ware anbietet, zu
spüren bekommen.

(66) Außerdem ist ein integrierter Hersteller (und die
meisten Gemeinschaftshersteller sind integriert) im
Fall eines Anstiegs der Preise der Ausgangsstoffe
eindeutig im Vorteil. Folglich ist es eine legitime
Unternehmensentscheidung, in ein vollintegriertes
Werk zu investieren. In diesem Zusammenhang ist
es bemerkenswert, daß die ausführenden indischen
Hersteller nicht ausdrücklich vorschlugen, daß der
Wirtschaftszweig der Gemeinschaft bei jeder kurz-
fristigen Schwankung der Preise der Ausgangsstoffe
seine investitionsintensiven Werke schließen bzw.
wieder öffnen und seine Produktionstechniken
ändern solle.

(67) Obwohl nicht völlig auszuschließen ist, daß der
Rückgang der Preise der Ausgangsstoffe sich
negativ auf die Rentabilität mancher Gemein-
schaftshersteller auswirkte, kann aus den vorste-
henden Gründen der Schluß gezogen werden, daß
der Rückgang des Preises des Ausgangsstoffs Peni-
cillin G nicht für die Schädigung verantwortlich zu
machen ist, die sich in einer geringeren Rentabi-
lität und in Marktanteileinbußen des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft äußerte. Tatsache bleibt,
daß die Einfuhren aus Indien subventioniert waren
und der Wettbewerb dadurch zugunsten der Ware
aus Indien verzerrt wurde.

(68) Daher wird der Schluß gezogen, daß die subventio-
nierten Einfuhren für sich genommen insbeson-
dere angesichts ihrer niedrigen Preise dem Wirt-
schaftszweig der Gemeinschaft eine bedeutende
Schädigung verursachten, auch wenn die Möglich-
keit besteht, daß sich die sinkenden Kosten der
Ausgangsstoffe negativ auswirkten. Diese Auswir-
kungen konnten jedoch den ursächlichen Zusam-
menhang zwischen den subventionierten
Einfuhren und der Schädigung des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft nicht aufheben.

3. Schlußfolgerung zur Schadensursache

(69) Aus diesen Gründen wird die Schlußfolgerung
unter den Randnummer 88 bis 104 der Verord-
nung über den vorläufigen Zoll bestätigt. Der
Hinweis auf die fertigen Darreichungsformen unter
Randnummer 96 wird jedoch zurückgenommen.

G. INTERESSE DER GEMEINSCHAFT

1. Vorbemerkung

(70) Keine Partei übermittelte Stellungnahmen oder
neue Fakten zu dem Interesse des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft, der vorgelagerten Liefe-
ranten, der Abnehmer der betroffenen Ware oder
des anderen nichtantragstellenden Gemeinschafts-
herstellers, Gist-Brocades B.V.

Die Feststellungen in der Verordnung über den
vorläufigen Zoll und insbesondere die Schlußfolge-
rungen, daß die Auswirkungen von Ausgleichs-
maßnahmen auf die genannten Parteien entweder
positiv oder unbedeutend, keinesfalls aber negativ
wären, werden daher bestätigt.

2. Argumente der Einführer/Händler

(71) Einige Einführer oder Händler übermittelten nach
Einführung der vorläufigen Maßnahmen Sachäuße-
rungen. Darin wurde im wesentlichen folgendes
behauptet:

Die indischen Ausfuhren verursachten keine Schä-
digung der Gemeinschaftshersteller, denn der
Rückgang der indischen Preise war die Folge
sinkender Penicillin G-Preise, und außerdem
existierte in der Gemeinschaft eine Überproduk-
tion, die unabhängig von den indischen Unter-
nehmen war. Die von den indischen Unternehmen
in der Gemeinschaft verkaufte Menge war
verglichen mit den Verkäufen der Gemeinschafts-
hersteller, die überdies hohe Gewinne erzielten,
gering. Die Einführung von Ausgleichszöllen kann
zu unangemessenen Preiserhöhungen seitens der
Hersteller in der Gemeinschaft führen.

Die Gemeinschaftshersteller versäumten Gelegen-
heiten zur Modernisierung und hätten eine Palette
stärker veredelter Produkte entwickeln sollen,
anstatt weiterhin auf dem Weltmarkt verfügbare
Ausgangsstoffe zu produzieren.

Die Gemeinschaftshersteller fertiger Darreichungs-
formen hätten keine Wettbewerbsalternativen
mehr, da sie nicht mehr in demselben Maße wie
vorher auf die billigeren Waren indischen
Ursprungs zurückgreifen könnten.

Ein Händler bestätigte zwar einige der vorge-
nannten Behauptungen, übte aber auch Kritik an
dem indischen Einfuhrstopp für Penicillin G für
den Inlandsverbrauch.
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Schließlich würde die Einführung von Ausgleichs-
maßnahmen die Rentabilität der Einführer und
Händler beeinträchtigen und ihre Wahlmöglich-
keiten bei den Bezugsquellen einschränken. Ein
Einführer wies darauf hin, daß er als Alleinvertreter
eines indischen ausführenden Herstellers keinerlei
Möglichkeiten habe, die Ware von anderen Liefe-
ranten zu beziehen.

(72) Die Behauptungen zu dem Rückgang des Peni-
cillin G-Preises und zur Menge der eingeführten
Ware mit Ursprung in Indien wurden bereits
eingehend behandelt. Auch wurde bereits darge-
legt, daß der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft
nur geringe Gewinne machte; dies wird unten
weiter ausgeführt. Außerdem dient jeder durch die
Einführung von Ausgleichsmaßnahmen verur-
sachte Preisanstieg der Beseitigung der schädi-
genden Wirkung der subventionierten Einfuhren.

(73) Der Vorschlag, der Wirtschaftszweig der Gemein-
schaft solle die Herstellung von Ausgangsstoffen
aufgeben, basiert anscheinend auf der Annahme,
daß er in diesem Bereich nicht produktiv und wett-
bewerbsfähig ist. Die Wettbewerbsfähigkeit des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft steht jedoch
außer Zweifel.

Außerdem expandiert der Markt für generische
Pharmazeutika, und es gibt keinen Grund, weshalb
die Wirtschaftszweige der Gemeinschaft dieses viel-
versprechende Marktsegment aufgeben sollten.

(74) Die Behauptungen betreffend die Hersteller
fertiger Darreichungsformen sind in dieser allge-
meinen Form nicht haltbar, da sie unterstellen, daß
diese Unternehmen generell Antibiotika aus Indien
zur Herstellung fertiger Darreichungsformen
verwenden; dies ist nicht der Fall. Wie den
Antworten einiger dieser Unternehmen auf die
Fragebogen zu entnehmen ist, sind sie durchaus
nicht alle gegen die Einführung von Ausgleichs-
maßnahmen. Ein Unternehmen schien die Einfüh-
rung von Maßnahmen sogar zu unterstützen, da es
wegen der Konkurrenz durch Waren, die subven-
tionierte Billigeinfuhren enthielten, Schwierig-
keiten mit dem Absatz seiner Waren hatte.

(75) Die Einführung von Ausgleichsmaßnahmen kann
negative Auswirkungen auf die Einführer und
Händler haben. Der Umfang dieser Auswirkungen
hängt von dem Grad ihrer Spezialisierung auf
bestimmte Waren und Ursprungsländer ab. Die
meisten Einführer und Händler sind nicht
ausschließlich auf die betroffene Ware mit
Ursprung in Indien spezialisiert, sondern decke-
nein wesentlich breiteres Spektrum pharmazeuti-
scher Bulkwaren ab, die sie aus der ganzen Welt
beziehen. Daher dürften Ausgleichsmaßnahmen
auf die Einführer und Händler im großen und
ganzen nur begrenzte Auswirkungen haben.

In bestimmten Fällen können Ausgleichszölle
jedoch durchaus beträchtliche Auswirkungen
haben; dies gilt insbesondere für Einführer und
Händler, die als Alleinvertreter oder ähnliches für
die betroffene Ware aus Indien auftreten.

(76) Dies ist jedoch gegen das Interesse des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft abzuwägen, der ohne die
Abhilfewirkung von Maßnahmen zur Beseitigung
der negativen Auswirkungen der subventionierten
Einfuhren wahrscheinlich auch in Zukunft mit
einer Unterbietung seiner Preise und dem daraus
folgenden Preisdruck zu kämpfen haben wird, der
zur Verschlechterung seiner Gewinnsituation
führte. Sollte diese Situation unverändert anhalten,
kann der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft sich
durchaus zur Schließung bestimmter Produktions-
linien oder sogar ganzer Betriebe gezwungen sehen.
Hierbei ist daran zu erinnern, daß in den Produkti-
onslinien bzw. den Betrieben, in denen ausschließ-
lich die betroffene Ware hergestellt wird, fast 1 200
Personen beschäftigt sind.

3. Schlußfolgerung zum Interesse der
Gemeinschaft

(77) Nach Prüfung der verschiedenen auf dem Spiel
stehenden Interessen wird schließlich die Auffas-
sung vertreten, daß keine zwingenden Gründe
dagegen sprechen, zur Wiederherstellung eines
fairen Preiswettbewerbs und zur Verhinderung
einer weiteren Schädigung des Wirtschaftszweigs
der Gemeinschaft gegen die fraglichen Einfuhren
vorzugehen.

H. ENDGÜLTIGE MASSNAHMEN

1. Schadensschwelle

(78) Zu der Gewinnspanne, die bei der Ermittlung des
zur Beseitigung der Schädigung des Wirtschafts-
zweigs der Gemeinschaft erforderlichen Preises
verwendet wurde, brachten die indischen ausfüh-
renden Hersteller vor, daß der Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft nicht in Forschung und Entwick-
lung (nachstehend „FuE“ genannt) habe investieren
müssen, da die pharmazeutische Industrie ihre
Forschung nicht durch den Verkauf von nicht
patentgeschützten Ausgangsstoffen wie der betrof-
fenen Ware finanziere und auch nicht finanzieren
solle, und daß die vorgeschlagene Mindestgewinn-
spanne von 15 % des Umsatzes daher zu hoch sei.

(79) Obwohl die zu erwartenden Gewinnspannen sehr
unterschiedlich sein können, je nachdem, ob ein
Arzneimittel noch durch ein Patent oder eine
andere Form des Rechtes am geistigen Eigentum
geschützt ist oder nicht und somit ein generisches
Produkt geworden ist, kann die Behauptung, daß
die Gewinne aus dem Verkauf ungeschützter
Waren in keiner Weise für FuE-Ausgaben
verwendet werden sollen, nicht akzeptiert werden.
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(80) Hier ist in Erinnerung zu rufen, daß der Wirt-
schaftszweig den Großteil seiner FuE-Ausgaben
selbst finanziert. Seine künftige Wettbewerbsfähig-
keit hängt folglich davon ab, ob er langfristig zur
Erwirtschaftung der Mittel in der Lage ist, die zur
Verbesserung der Verfahren zur Herstellung bereits
existierender Waren und zur Markteinführung
neuer Waren erforderlich sind; Voraussetzung
hierfür ist wiederum die Möglichkeit, mit den
bereits vermarkteten Waren ausreichende Gewinne
zu erzielen.

(81) Man kann davon ausgehen, daß der Wirtschafts-
zweig der Gemeinschaft ohne die Produktivitäts-
steigerung, die seine FuE-Ausgaben und die sich
daraus ergebenden Investitionen in Verfahrensver-
besserungen und Ertragssteigerung ermöglichten,
bereits Verluste gemacht hätte.

Die derzeitige niedrige Gewinnspanne wäre
eindeutig ein ernsthaftes Hindernis für jede derar-
tige künftige Investition und würde daher letztlich
die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft beeinträchtigen.

Außerdem ist zu berücksichtigen, daß die pharma-
zeutische Industrie ein sehr investitionsintensiver
Wirtschaftszweig ist. Um eine angemessene Kapi-
talrendite beizubehalten, muß die Umsatzrentabi-
lität höher sein, als dies gewöhnlich in weniger
investitionsintensiven Branchen der Fall ist.

(82) Aus diesen Gründen wird für einen integrierten
pharmazeutischen Wirtschaftszweig eine Gewinn-
spanne von 15 % des Umsatzes als angemessenes
Minimum angesehen.

2. Art und Höhe des Zolls

(83) Zu der Form der Maßnahmen gingen keine Stel-
lungnahmen ein. Die vorläufige Berechnung der
Höhe der anfechtbaren Subventionen wurde erfor-
derlichenfalls geändert. Demnach ist der endgül-
tige Ausgleichszoll für drei der kooperierenden
indischen ausführenden Hersteller niedriger als der
vorläufige Zoll.

Die Randnummern 117 bis 119 der Verordnung
über den vorläufigen Zoll werden bestätigt.

I. VEREINNAHMUNG DES VORLÄUFIGEN
ZOLLS

(84) Wegen der Höhe der anfechtbaren Subventionen
bei den ausführenden Herstellern und des
Umfangs der dadurch verursachten Schädigung des
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft wird es als
notwendig erachtet, die Sicherheitsleistungen für
die vorläufigen Ausgleichszölle im Rahmen der

Verordnung EG) Nr. 1204/98 bis zur Höhe der
endgültigen Zölle endgültig zu vereinnahmen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Auf die Einfuhren von Amoxicillintrihydrat, Amicil-
lintrihydrat und Cefalexin, nicht dosiert oder in Aufma-
chungen für den Einzelverkauf, der KN-Codes ex
2941 10 10 (Taric-Code 2941 10 10 * 10), ex 2941 10 20
(Taric-Code 2941 10 20 * 10) und ex 2941 90 00 (Taric-
Code 2941 90 00 * 30) mit Ursprung in Indien wird ein
endgültiger Ausgleichszoll erhoben.

(2) Die Zollsätze auf den Nettopreis frei Grenze der
Gemeinschaft, unverzollt, für die von den genannten
Unternehmen hergestellten Einfuhren betragen:

— 9,6 % für Biochem Synergy Ltd, Indore (Taric-Zusatz-
code: 8219),

— 9,1 % für Harshita Ltd, Neu-Delhi (Taric-Zusatzcode:
8788),

— 8,7 % für Kopran Ltd, Mumbai (Taric-Zusatzcode:
8220),

— 6,3 % für Ranbaxy Laboratories Ltd, Neu-Delhi
(Taric-Zusatzcode: 8221),

— 4,6 % für Lupin Laboratories Ltd, Mumbai (Taric-
Zusatzcode: 8222),

— 12 % für Orchid Chemicals & Pharmaceuticals Ltd,
Chennai (Taric-Zusatzcode: 8224),

— 0 % für Torrent Pharmaceuticals Ltd, Ahmedabad
(Taric-Zusatzcode: 8225),

— 0 % für Vitara Chemicals Ltd, Mumbai (Taric-Zusatz-
code: 8225),

— 0 % für Gujarat Lyka Organics Ltd, Mumbai (Taric-
Zusatzcode: 8225),

— 14,6 % für andere Unternehmen (Taric-Zusatzcode:
8900).

(3) Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die
geltenden Zollbestimmungen Anwendung.

Artikel 2

Die Sicherheitsleistungen für den vorläufigen Ausgleichs-
zoll gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1204/98 werden bis
zur Höhe des endgültigen Zollsatzes endgültig verein-
nahmt.

Die Sicherheitsleistungen, die den endgültigen
Ausgleichszoll übersteigen, werden freigegeben.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 9. 10. 98L 273/16

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 5. Oktober 1998.

Im Namen des Rates

Der Präsident
W. SCHÜSSEL
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2165/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst
und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der
Kommission vom 21. Dezember 1994 mit Durch-
führungsbestimmungen zu der Regelung der Einfuhr von
Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28. Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen-
denden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 150/95 (4), insbesondere auf Artikel
3 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der

pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem
Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festge-
legt.

In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94
genannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle
im Anhang zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15. 7. 1998, S. 4.
(3) ABl. L 387 vom 31. 12. 1992, S. 1.
(4) ABl. L 22 vom 31. 1. 1995, S. 1.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 8. Oktober 1998 zur Festlegung pauschaler
Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(ECU/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0707 00 05 052 91,5
999 91,5

0709 90 70 052 97,3
999 97,3

0805 30 10 052 70,3
388 98,6
524 52,3
528 57,1
999 69,6

0806 10 10 052 98,8
064 65,1
400 159,6
999 107,8

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 060 39,2
064 41,0
388 32,8
400 67,4
404 64,7
800 157,6
999 67,1

0808 20 50 052 91,3
064 56,4
999 73,9

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2317/97 der Kommission (ABl. L 321 vom 22. 11. 1997,
S. 19). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2166/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

zur Festlegung für das Wirtschaftsjahr 1997/98 des Betrages, den die Zuckerher-
steller den Rübenverkäufern als Unterschied zwischen dem Höchstbetrag der

B-Abgabe und dem Betrag dieser Abgabe zu zahlen haben

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des Rates
vom 30. Juni 1981 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Zucker (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1148/98 (2), insbesondere auf Artikel 29
Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 sieht in ihrem
Artikel 29 Absatz 2 insbesondere vor, daß, wenn der
Betrag der B-Abgabe niedriger als der in Artikel 28
Absatz 4 dieser Verordnung genannte und gegebenenfalls
nach Absatz 5 revidierte Höchstbetrag ist, dann die
Zuckerhersteller den Rübenverkäufern den Unterschied
zwischen dem Höchstbetrag der B-Abgabe und der zu
erhebenden B-Abgabe zu bezahlen haben, und zwar in
Höhe von 60 v. H. dieses Unterschieds. Artikel 8 Absatz 1
der Verordnung (EWG) Nr. 1443/82 der Kommission
vom 8. Juni 1982 mit Durchführungsbestimmungen zur
Anwendung der Quotenregelung im Zuckersektor (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 392/
94 (4), sieht vor, daß dieser in Artikel 29 Absatz 2 der
Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 genannte Betrag zur
selben Zeit wie die beiden Produktionsabgaben und nach
dem gleichen Verfahren festgesetzt wird.

Für das Wirtschaftsjahr 1997/98 ist der Höchstbetrag der
B-Abgabe für Zucker auf 37,5 % des Interventionspreises
für Weißzucker festgesetzt worden. Der zu erhebende
Betrag der B-Abgabe für dieses Wirtschaftsjahr beträgt
nur 36,8891 v. H. des Interventionspreises für Weiß-
zucker. Gemäß Artikel 29 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 1785/81 ist deshalb der Betrag in Höhe dieses
Unterschieds festzulegen, der von den Zuckerherstellern
den Rübenverkäufern je Tonne Rüben der Standardqua-
lität, und zwar in Höhe von 60 v. H. dieses Unterschiedes,
zu zahlen ist.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der in Artikel 29 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
1785/81 bezüglich der B-Abgabe genannte Betrag, der
von den Zuckerherstellern an die Rübenverkäufer zu
zahlen ist, wird für das Wirtschaftsjahr 1997/98 auf 0,30
ECU je Tonne Rüben der Standardqualität festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 177 vom 1. 7. 1981, S. 4.
(2) ABl. L 159 vom 3. 6. 1998, S. 38.
(3) ABl. L 158 vom 9. 6. 1982, S. 17.
(4) ABl. L 53 vom 24. 2. 1994, S. 7.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2167/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

über die Erteilung von Lizenzen zur Einfuhr von Bananen im Rahmen des
Zollkontingents für das vierte Quartal 1998 (zweiter Zeitraum)

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 404/93 des Rates
vom 13. Februar 1993 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Bananen (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 1637/98 (2),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1442/93 der
Kommission vom 10. Juni 1993 mit Durchführungs-
bestimmungen zu der Einfuhrregelung für Bananen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1409/
96 (4), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 3 zweiter Unter-
absatz,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 478/95 der
Kommission vom 1. März 1995 mit ergänzenden Durch-
führungsbestimmungen zu der Verordnung (EWG) Nr.
404/93 des Rates betreffend die Zollkontingentregelung
für die Einfuhr von Bananen in die Gemeinschaft und zur
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1442/93 (5), geän-
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 702/95 (6), insbeson-
dere auf Artikel 4 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Durch die Verordnung (EG) Nr. 2000/98 der Kommis-
sion (7) wurden für das vierte Quartal 1998 die Mengen
festgesetzt, die für den zweiten Antragsraum gemäß
Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 478/95 zur Verfügung
stehen.

Übersteigen im Fall eines Quartals und eines gegebenen
Ursprungs, d. h. entweder eines Landes oder einer
Ländergruppe gemäß Anhang I der Verordnung (EG) Nr.
478/95, die beantragten Mengen die verfügbaren Mengen,
für die von der einen und/oder anderen Gruppe von
Marktbeteiligten Einfuhrlizenzen beantragt werden, wird
auf jeden der auf diesen Ursprung lautenden Anträge ein
Verringerungskoeffizient angewendet gemäß Artikel 9
Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1442/93.

Unter Zugrundelegung der im zweiten Zeitraum
gestellten Anträge sollten schnellstmöglich die Mengen
der jeweiligen Ursprünge bestimmt werden, für die
Lizenzen erteilt werden.

Diese Verordnung müßte, damit die Lizenzen schnellst-
möglich erteilt werden können, unverzüglich in Kraft
treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Rahmen des Zollkontingents für die Einfuhr von
Bananen werden für das vierte Quartal 1998 Einfuhrli-
zenzen für neue Anträge gemäß Artikel 4 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 478/95 für die in den Lizenzan-
trägen genannten Mengen erteilt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 47 vom 25. 2. 1993, S. 1.
(2) ABl. L 210 vom 28. 7. 1998, S. 28.
(3) ABl. L 142 vom 12. 6. 1993, S. 6.
(4) ABl. L 181 vom 20. 7. 1996, S. 13.
(5) ABl. L 49 vom 4. 3. 1995, S. 13.
(6) ABl. L 71 vom 31. 3. 1995, S. 84.
(7) ABl. L 257 vom 19. 9. 1998, S. 10.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2168/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen im
Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1079/98

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der
Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durchführungs-
bestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen und zur Festlegung der bei Störungen im Getrei-
desektor zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2094/98 (4), insbesondere
auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Eine Ausschreibung der Erstattung und/oder der Abgabe
bei der Ausfuhr von Weichweizen nach allen Dritt-
ländern mit Ausnahme von bestimmten AKP-Staaten
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 1746/98 der
Kommission (5), geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2005/98 (6), eröffnet.

Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter

Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt
bzw. sich auf eine Ausfuhrabgabe bezieht.

Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchsterstattung in Höhe des
in Artikel 1 genannten Betrags.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen
wird für die vom 2. bis zum 8. Oktober 1998 im Rahmen
der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1079/
98 eingereichten Angebote auf 30,98 ECU je Tonne fest-
gesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(2) ABl. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
(3) ABl. L 147 vom 30. 6. 1995, S. 7.
(4) ABl. L 266 vom 1. 10. 1998, S. 61.
(5) ABl. L 154 vom 28. 5. 1998, S. 24.
(6) ABl. L 258 vom 22. 9. 1998, S. 8.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2169/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen im
Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2004/98

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der
Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durchführungs-
bestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen und zur Festlegung der bei Störungen im Getrei-
desektor zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2094/97 (4), insbesondere
auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Eine Ausschreibung der Erstattung und oder der Abgabe
bei der Ausfuhr von Weichweizen nach bestimmten
AKP-Staaten wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 2004/
98 der Kommission (5) eröffnet.

Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter
Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der

Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt
bzw. sich auf eine Ausfuhrabgabe bezieht.

Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchsterstattung in Höhe des
in Artikel 1 genannten Betrags.

Der Verwaltungsausschuß für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen
wird für die vom 2. bis zum 8. Oktober 1998 im Rahmen
der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2004/
98 eingereichten Angebote auf 38,00 ECU je Tonne fest-
gesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(2) ABl. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
(3) ABl. L 147 vom 30. 6. 1995, S. 7.
(4) ABl. L 266 vom 1. 10. 1998, S. 61.
(5) ABl. L 258 vom 22. 9. 1998, S. 4.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2170/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1078/98

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der
Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durchführungs-
bestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen und zur Festlegung der bei Störungen im Getrei-
desektor zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2094/98 (4), insbesondere
auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Eine Ausschreibung der Erstattung und/oder der Abgabe
bei der Ausfuhr von Gerste nach allen Drittländern wurde
durch die Verordnung (EG) Nr. 1078/98 der Kommis-
sion (5) eröffnet.

Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter
Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der

Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt
bzw. sich auf eine Ausfuhrabgabe bezieht.

Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung in
Höhe des in Artikel 1 genannten Betrages.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste wird für
die vom 2. bis zum 8. Oktober 1998 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1078/98
eingereichten Angebote auf 67,46 ECU je Tonne festge-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(2) ABl. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
(3) ABl. L 147 vom 30. 6. 1995, S. 7.
(4) ABl. L 266 vom 1. 10. 1998, S. 61.
(5) ABl. L 154 vom 28. 5. 1998, S. 20.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2171/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1564/98

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der
Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durchführungs-
bestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen und zur Festlegung der bei Störungen im Getrei-
desektor zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2094/98 (4), insbesondere
auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Eine Ausschreibung der Erstattung bei der Ausfuhr von
Gerste aus Spanien nach allen Drittländern wurde durch
die Verordnung (EG) Nr. 1564/98 der Kommission (5)
eröffnet.

Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter

Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung in
Höhe des in Artikel 1 genannten Betrages.

Der Verwaltungsausschuß für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste wird für
die vom 2. bis zum 8. Oktober 1998 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1564/98
eingereichten Angebote auf 73,96 ECU je Tonne festge-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(2) ABl. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
(3) ABl. L 147 vom 30. 6. 1995, S. 7.
(4) ABl. L 266 vom 1. 10. 1998, S. 61.
(5) ABl. L 203 vom 21. 7. 1998, S. 6.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2172/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr.
2007/98 eingereichten Angebote für die Ausfuhr von Hafer

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der
Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durchführungs-
bestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen und zur Festlegung der bei Störungen im Getrei-
desektor zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2094/98 (4),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2007/98 der
Kommission vom 21. September 1998 über eine beson-
dere Interventionsmaßnahme für Getreide in Finnland
und Schweden (5), insbesondere auf Artikel 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Eine Ausschreibung der Erstattung für die Ausfuhr aus
Finnland und Schweden von in diesen beiden Ländern
erzeugtem Hafer nach allen Drittländern wurde durch die
Verordnung (EG) Nr. 2007/98 eröffnet.

Nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 2007/98 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, der
Ausschreibung nicht stattzugeben.

Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung nicht angezeigt.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung bei der
Ausfuhr von Hafer gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2007/
98 vom 2. bis zum 8. Oktober 1998 eingereichten Ange-
bote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(2) ABl. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
(3) ABl. L 147 vom 30. 6. 1995, S. 7.
(4) ABl. L 266 vom 1. 10. 1998, S. 61.
(5) ABl. L 258 vom 22. 9. 1998, S. 13.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2173/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1746/98 eingereichten Angebote für die Ausfuhr von Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der
Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durchführungs-
bestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen und zur Festlegung der bei Störungen im Getrei-
desektor zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2094/98 (4), insbesondere
auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Eine Ausschreibung der Erstattung und oder der Abgabe
bei der Ausfuhr von Roggen nach allen Drittländern
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 1746/98 der
Kommission (5) eröffnet.

Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der

Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, die auf die
Ausschreibung eingegangenen Angebote nicht zu berück-
sichtigen.

Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung oder einer Mindestabgabe
nicht angezeigt.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung oder
der Abgabe bei der Ausfuhr von Roggen gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 1746/98 vom 2. bis zum 8. Oktober
1998 eingereichten Angebote werden nicht berücksich-
tigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(2) ABl. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
(3) ABl. L 147 vom 30. 6. 1995, S. 7.
(4) ABl. L 266 vom 1. 10. 1998, S. 61.
(5) ABl. L 219 vom 7. 8. 1998, S. 3.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2174/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und
Feingrieß von Weizen oder Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2), insbesondere
auf Artikel 13 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 bestimmt,
daß der Unterschied zwischen den Notierungen oder den
Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 derselben
Verordnung genannten Erzeugnisse und den Preisen für
diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat-
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden kann.

Bei der Festsetzung der Erstattungen sind die Faktoren zu
berücksichtigen, die in Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr.
1501/95 der Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durch-
führungsbestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei
Störungen im Getreidesektor zu treffenden
Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2094/98 (4), aufgeführt sind.

Für Mehle, Grobgrieß und Feingrieß aus Weizen und
Roggen muß die auf diese Erzeugnisse anwendbare
Erstattung unter Berücksichtigung der zur Herstellung
der betreffenden Erzeugnisse notwendigen Getreide-

menge berechnet werden. Diese Mengen sind in der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 festgesetzt worden.

Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim-
mung notwendig machen.

Die Erstattung muß mindestens einmal monatlich festge-
setzt werden; sie kann innerhalb dieses Zeitraums abgeän-
dert werden.

Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage der Getreidemärkte und insbesondere auf die Notie-
rungen oder Preise dieser Erzeugnisse in der Gemein-
schaft und auf dem Weltmarkt führt zur Festsetzung der
Erstattung in Höhe der im Anhang genannten Beträge.

Der Verwaltungsausschuß für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Buch-
staben a), b) und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
genannten Erzeugnisse, Malz ausgenommen, in unverän-
dertem Zustand sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(2) ABl. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
(3) ABl. L 147 vom 30. 6. 1995, S. 7.
(4) ABl. L 267 vom 1. 10. 1998, S. 61.
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(ECU /Tonne)

Erzeugniscode Bestimmung (1) Erstattungsbetrag

(ECU /Tonne)

Erzeugniscode Bestimmung (1) Erstattungsbetrag

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 8. Oktober 1998 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen
für Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen

1001 10 00 9200  
1001 10 00 9400 01 0
1001 90 91 9000  
1001 90 99 9000 03 21,00

02 0
1002 00 00 9000 03 50,00

02 0
1003 00 10 9000  
1003 00 90 9000 03 57,50

02 0
1004 00 00 9200  
1004 00 00 9400  
1005 10 90 9000  
1005 90 00 9000 03 36,00

02 0
1007 00 90 9000  
1008 20 00 9000  

1101 00 11 9000  
1101 00 15 9100 01 42,50
1101 00 15 9130 01 39,75
1101 00 15 9150 01 36,50
1101 00 15 9170 01 33,75
1101 00 15 9180 01 31,75
1101 00 15 9190  
1101 00 90 9000  
1102 10 00 9500 01 82,00
1102 10 00 9700  
1102 10 00 9900  
1103 11 10 9200 01 0 (2)
1103 11 10 9400   (2)
1103 11 10 9900  
1103 11 90 9200 01 0 (2)
1103 11 90 9800  

(1) Folgende Bestimmungen sind vorgesehen:
01 alle Drittländer,
02 andere Drittländer,
03 Schweiz, Liechtenstein.

(2) Enthält das Erzeugnis gepreßten agglomerierten Grieß, wird keine Erstattung gewährt.

NB: Die Zonen sind diejenigen, die in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2145/92 der Kommission (ABl. L 214 vom 30. 7. 1992,
S. 20) bestimmt sind.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2175/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide- und
Reisverarbeitungserzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2), insbesondere
auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates
vom 22. Dezember 1995 über die gemeinsame Markt-
organisation für Reis (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2072/98 (4), insbesondere auf Artikel
13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 und
Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 bestimmen,
daß der Unterschied zwischen den Notierungen oder den
Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 dieser
Verordnungen genannten Erzeugnisse und den Preisen
für die Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine
Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden kann.

Gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 sind
die Erstattungen unter Berücksichtigung der jeweiligen
Lage und der voraussichtlichen Entwicklung einerseits
des verfügbaren Getreides und des Reises und Bruchreises
und ihrer Preise in der Gemeinschaft und andererseits der
Preise für Getreide, Reis, Bruchreis und Getreideerzeu-
gnisse auf dem Weltmarkt festzusetzen. Nach denselben
Artikeln ist auf den Getreide- und Reismärkten für eine
ausgeglichene Lage und für eine natürliche Preis- und
Handelsentwicklung zu sorgen. Ferner ist den wirtschaft-
lichen Aspekten der geplanten Ausfuhren sowie der
Notwendigkeit Rechnung zu tragen, Marktstörungen in
der Gemeinschaft zu vermeiden.

Die Verordnung (EG) Nr. 1518/95 der Kommission (5),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2993/95 (6), über
die Regelung für die Einfuhr und die Ausfuhr von
Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnissen bestimmt in
Artikel 4 die besonderen Kriterien, die bei der Berech-

nung der Erstattung für diese Erzeugnisse zu berücksich-
tigen sind.

Infolgedessen sind die für die einzelnen Erzeugnisse zu
gewährenden Erstattungen zu staffeln, und zwar, je nach
Erzeugnis, aufgrund des Gehaltes an Rohfasern, Asche,
Spelzen, Proteinen, Fetten oder Stärke, wobei dieser
Gehalt jeweils besonders charakteristisch für die tatsäch-
lich in dem Verarbeitungserzeugnis enthaltene Menge des
Grunderzeugnisses ist.

Bei Maniokwurzeln, anderen Wurzeln und Knollen von
tropischen Früchten sowie deren Mehlen machen wirt-
schaftliche Gesichtspunkte etwaiger Ausfuhren angesichts
der Art und der Herkunft dieser Erzeugnisse zur Zeit eine
Festsetzung von Ausfuhrerstattungen nicht erforderlich.
Für einige Verarbeitungserzeugnisse aus Getreide ist es
aufgrund der schwachen Beteiligung der Gemeinschaft
am Welthandel gegenwärtig nicht notwendig, eine
Ausfuhrerstattung festzusetzen.

Die Lage auf dem Weltmarkt oder besondere Erforder-
nisse bestimmter Märkte können eine Differenzierung bei
Erstattungen für bestimmte Erzeugnisse je nach ihrer
Bestimmung notwendig machen.

Die Erstattung muß einmal monatlich festgesetzt werden;
sie kann zwischenzeitlich geändert werden.

Bestimmte Maiserzeugnisse können so wärmebehandelt
werden, daß für sie eine Erstattung gewährt werden
könnte, die ihrer Qualität nicht gerecht wird. Für Erzeug-
nisse, die eine erste Gelbildung oder Gelierung aufweisen,
sollte deshalb keine Ausfuhrerstattung gewährt werden.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für die in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe d) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 und in
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 genannten und der Verordnung (EG) Nr. 1518/
95 unterliegenden Erzeugnisse werden wie im Anhang
dieser Verordnung angegeben festgesetzt.

(1) ABl. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(2) ABl. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
(3) ABl. L 329 vom 30. 12. 1995, S. 18.
(4) ABl. L 265 vom 30. 9. 1998, S. 4.
(5) ABl. L 147 vom 30. 6. 1995, S. 55.
(6) ABl. L 312 vom 23. 12. 1995, S. 25.
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(ECU/Tonne)

Erzeugniscode Erstattungsbetrag

(ECU/Tonne)

Erzeugniscode Erstattungsbetrag

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 8. Oktober 1998 zur Festsetzung der Ausfuhrerstat-
tungen für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

1102 20 10 9200 (1) 73,85
1102 20 10 9400 (1) 63,30
1102 20 90 9200 (1) 63,30
1102 90 10 9100 68,15
1102 90 10 9900 46,34
1102 90 30 9100 65,90
1103 12 00 9100 65,90
1103 13 10 9100 (1) 94,95
1103 13 10 9300 (1) 73,85
1103 13 10 9500 (1) 63,30
1103 13 90 9100 (1) 63,30
1103 19 10 9000 47,22
1103 19 30 9100 70,42
1103 21 00 9000 27,46
1103 29 20 9000 46,34
1104 11 90 9100 68,15
1104 12 90 9100 73,22
1104 12 90 9300 58,58
1104 19 10 9000 27,46
1104 19 50 9110 84,40
1104 19 50 9130 68,58
1104 21 10 9100 68,15
1104 21 30 9100 68,15
1104 21 50 9100 90,86
1104 21 50 9300 72,69
1104 22 20 9100 58,58
1104 22 30 9100 62,24

1104 23 10 9100 79,13
1104 23 10 9300 60,66
1104 29 11 9000 27,46
1104 29 51 9000 26,92
1104 29 55 9000 26,92
1104 30 10 9000 6,73
1104 30 90 9000 13,19
1107 10 11 9000 47,92
1107 10 91 9000 80,87
1108 11 00 9200 53,84
1108 11 00 9300 53,84
1108 12 00 9200 84,40
1108 12 00 9300 84,40
1108 13 00 9200 84,40
1108 13 00 9300 84,40
1108 19 10 9200 47,12
1108 19 10 9300 47,12
1109 00 00 9100 0,00
1702 30 51 9000 (2) 96,75
1702 30 59 9000 (2) 74,07
1702 30 91 9000 96,75
1702 30 99 9000 74,07
1702 40 90 9000 74,07
1702 90 50 9100 96,75
1702 90 50 9900 74,07
1702 90 75 9000 101,38
1702 90 79 9000 70,36
2106 90 55 9000 74,07

(1) Für Erzeugnisse, die einer Wärmebehandlung bis zur ersten Gelbildung unterzogen wurden, wird keine Erstattung gewährt.

(2) Es gelten die Erstattungen gemäß der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2730/75 des Rates (ABl. L 281 vom 1. 11. 1975, S. 20).

NB: Die die Erzeugnisse betreffenden Codes sowie die Verweisungen und Fußnoten sind durch die geänderte Verordnung (EWG)
Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24. 12. 1987, S. 1) bestimmt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2176/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreidemischfuttermittel

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2), insbesondere
auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 bestimmt,
daß der Unterschied zwischen den Notierungen oder den
Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 dieser
Verordnung genannten Erzeugnisse und den Preisen für
diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat-
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden kann.

Die Verordnung (EG) Nr. 1517/95 der Kommission vom
29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 hinsichtlich der Rege-
lung der Ein- und Ausfuhr von Getreidemischfuttermit-
teln und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1162/95
mit besonderen Durchführungsbestimmungen über
Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Getreide und Reis (3)
bestimmt in Artikel 2 die besonderen Kriterien, die bei
der Berechnung der Erstattung für diese Erzeugnisse zu
berücksichtigen sind.

Bei dieser Berechnung muß auch der Gehalt an Getreide-
erzeugnissen berücksichtigt werden. Zur Erzielung einer
Vereinfachung sollte die Erstattung deshalb für zwei
Arten von Getreideerzeugnissen gewährt werden, nämlich
für Mais, das in ausgeführten Mischfuttermitteln am
meisten verwendete Getreide, und für anderes Getreide.
Unter anderem Getreide sind im Sinne dieser Verord-
nung in Frage kommende Getreideerzeugnisse außer Mais
und Maiserzeugnissen zu verstehen. Die genannte Erstat-

tung ist für die in dem betreffenden Mischfuttermittel
enthaltene Menge Getreideerzeugnisse zu gewähren.

Der Erstattungsbetrag muß außerdem den Möglichkeiten
und Bedingungen des Absatzes der betreffenden Erzeug-
nisse auf dem Weltmarkt, dem Erfordernis, Störungen auf
dem Markt der Gemeinschaft zu verhindern, und dem
wirtschaftlichen Aspekt der Ausfuhren Rechnung tragen.

Bei der Festsetzung der Erstattung erscheint es derzeit
jedoch angebracht, sich auf die Differenz zu gründen, die
zwischen den Kosten für die allgemein zur Herstellung
dieser Mischfuttermittel verwendeten Grundstoffe auf
dem Gemeinschaftsmarkt und auf dem Weltmarkt festzu-
stellen ist, was es ermöglicht, den wirtschaftlichen Gege-
benheiten bei der Ausfuhr dieser Erzeugnisse besser
Rechnung zu tragen.

Die Erstattung muß einmal im Monat festgesetzt werden;
sie kann zwischenzeitlich geändert werden.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für Mischfuttermittel, die in der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannt sind und der
Verordnung (EG) Nr. 1517/95 unterliegen, werden wie im
Anhang der vorliegenden Verordnung angegeben
gewährt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(2) ABl. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
(3) ABl. L 147 vom 30. 6. 1995, S. 51.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 8. Oktober 1998 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen
für Getreidemischfuttermittel

Für eine Ausfuhrerstattung kommen Erzeugnisse der nachstehenden Produktcodes in Frage (1):

2309 10 11 9000, 2309 10 13 9000, 2309 10 31 9000,
2309 10 33 9000, 2309 10 51 9000, 2309 10 53 9000,
2309 90 31 9000, 2309 90 33 9000, 2309 90 41 9000,
2309 90 43 9000, 2309 90 51 9000, 2309 90 53 9000.

(in ECU/t)

Getreideerzeugnis (2) Erstattung (2)

Mais und Maiserzeugnisse der

KN-Codes 0709 90 60, 0712 90 19, 1005, 1102 20,
1103 13, 1103 29 40, 1104 19 50, 1104 23 und
1904 10 10 52,75

Getreideerzeugnisse (2) außer Mais und Maiser-
zeugnissen 36,18

(1) Gemäß Sektor 5 im Anhang zur geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24. 12.
1987, S. 1).

(2) Die Erstattung berücksichtigt lediglich Getreidestärke.
Als Getreideerzeugnisse gelten die Erzeugnisse des Kapitels 10 der Unterpositionen 0709 90 60 und 0712 90 19 sowie der
Positionen 1101, 1102, 1103 und 1104 (ausgenommen Unterposition 1104 30) und der Gehalt an Getreide von Erzeugnissen
der Unterpositionen 1904 10 10 und 1904 10 90 der Kombinierten Nomenklatur. Der Gehalt an Getreide
von Erzeugnissen der Unterpositionen 1904 10 10 und 1904 10 90 der Kombinierten Nomenklatur wird dem Gewicht
dieser Enderzeugnisse gleichgestellt.
Für Stärke, deren Ursprung sich nicht einwandfrei nachweisen läßt, wird keine Erstattung gewährt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2177/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

zur Festsetzung der geltenden Erstattungssätze bei der Ausfuhr bestimmter
Getreide- und Reiserzeugnisse in Form von nicht unter Anhang II des Vertrags

fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2), insbesondere
auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates
vom 22. Dezember 1995 über die gemeinsame Markt-
organisation für Reis (3), geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2072/98 (4), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 und Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 3072/95 kann der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel
1 dieser beiden Verordnungen genannten Erzeugnisse
und den Preisen in der Gemeinschaft durch eine Erstat-
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden.

In der Verordnung (EG) Nr. 1222/94 der Kommission
vom 30. Mai 1994 zur Festlegung der gemeinsamen
Verfahren bei der Regelung zur Gewährung von Ausfuhr-
erstattungen und der Kriterien zur Festsetzung des Erstat-
tungsbetrags für bestimmte landwirtschaftliche Erzeug-
nisse, die in Form von nicht unter Anhang II des Vertrags
fallenden Waren ausgeführt werden (5), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1352/98 (6), sind dieje-
nigen Erzeugnisse bezeichnet, für die bei ihrer Ausfuhr in
Form von im Anhang B der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 oder im Anhang B der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 aufgeführten Waren ein Erstattungssatz festge-
setzt werden muß.

Gemäß Artikel 4 Absatz 1 erster Unterabsatz der Verord-
nung (EG) Nr. 1222/94 muß der Erstattungssatz für jeden

Monat für je 100 kg dieser Grunderzeugnisse festgesetzt
werden.

Im Anschluß an die zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und den Vereinigten Staaten von Amerika getrof-
fene Übereinkunft über die Ausfuhren von Teigwaren aus
der Gemeinschaft in die USA, die mit dem Beschluß
87/482/EWG des Rates (7) genehmigt wurde, muß die
Erstattung für Waren der KN-Codes 1902 11 00 und
1902 19 00 je nach Bestimmungsgebiet unterschiedlich
festgelegt werden.

Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr.
1222/94 sieht vor, daß falls der Nachweis gemäß Artikel 4
Absatz 5 Buchstabe a) der genannten Verordnung nicht
erbracht wird, für die Ausfuhr ein verminderter Erstat-
tungssatz gilt. Dieser berücksichtigt den Betrag der
Produktionserstattung, der zum vermuteten Zeitpunkt der
Herstellung der Waren gemäß Verordnung (EG) Nr.
1722/93 der Kommission (8), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1011/98 (9), auf das verarbeitete
Grunderzeugnis anzuwenden war.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die geltenden Erstattungssätze für die Grunderzeugnisse
im Sinne des Anhangs A der Verordnung (EG) Nr. 1222/
94 und des Artikels 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/
92 oder des Artikels 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95, die in Form von im Anhang B der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 oder im Anhang B der geänderten
Verordnung (EG) Nr. 3072/95 genannten Waren ausge-
führt werden, werden entsprechend dem Anhang festge-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.(1) ABl. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(2) ABl. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
(3) ABl. L 329 vom 30. 12. 1995, S. 18.
(4) ABl. L 265 vom 30. 9. 1998, S. 4. (7) ABl. L 275 vom 29. 9. 1987, S. 36.
(5) ABl. L 136 vom 31. 5. 1994, S. 5. (8) ABl. L 159 vom 1. 7. 1993, S. 112.
(6) ABl. L 184 vom 27. 6. 1998, S. 25. (9) ABl. L 145 vom 15. 5. 1998, S. 11.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 9. 10. 98L 273/34

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Martin BANGEMANN

Mitglied der Kommission
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KN-Code Bezeichnung der Erzeugnisse (1)
Erstattungssätze pro

100 kg des
Grunderzeugnisses

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 8. Oktober 1998 zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der
Ausfuhr bestimmter Getreide- und Reiserzeugnisse in Form von nicht unter Anhang II des

Vertrages fallenden Waren

1001 10 00 Hartweizen:
– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19

nach den Vereinigten Staaten von Amerika 
– in allen anderen Fällen 

1001 90 99 Weichweizen und Mengkorn:
– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19

nach den Vereinigten Staaten von Amerika 1,750
– in allen anderen Fällen:
– – im Fall der Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der

Verordnung (EG) Nr. 1222/94 (2) 
– – in allen anderen Fällen 2,692

1002 00 00 Roggen 4,722

1003 00 90 Gerste 5,944

1004 00 00 Hafer 3,661

1005 90 00 Mais verwendet in Form von:
– Stärke:
– – im Fall der Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe b)

der Verordnung (EG) Nr. 1222/94 (2) 1,774
– – in allen anderen Fällen 5,275
– Glucose, Glucosesirup, Maltodextrin, Maltodextrinsirup der

KN-Codes 1702 30 51, 1702 30 59, 1702 30 91, 1702 30 99,
1702 40 90, 1702 90 50, 1702 90 75, 1702 90 79, 2106 90 55 (3):

– – im Fall der Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe b)
der Verordnung (EG) Nr. 1222/94 (2) 1,129

– – in allen anderen Fällen 4,629
– anderer (einschließlich in unverarbeitetem Zustand verwendet) 5,275

Kartoffelstärke des KN-Codes 1108 13 00, gleichgestellt mit einem
aus der Verarbeitung von Mais hergestellten Produkt:
– im Fall der Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung

(EG) Nr. 1222/94 (2) 1,774
– in allen anderen Fällen 5,275

ex 1006 30 Vollständig geschliffener Reis:
– rundkörniger Reis 10,800
– mittelkörniger Reis 10,800
– langkörniger Reis 10,800

1006 40 00 Bruchreis 3,100

1007 00 90 Sorghum 5,944

(1) Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Erzeugnisse müssen die im Anhang E der geänderten Verordnung (EG) Nr. 1222/94
der Kommission angegebenen Koeffizienten angewandt werden (ABl. L 136 vom 31. 5. 1994, S. 5).

(2) Die betroffenen Waren werden im Anhang I der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 1722/93 aufgeführt (ABl. L 159 vom 1.
7. 1993, S. 112).

(3) Für Sirupe der KN-Codes 1702 30 99, 1702 40 90 und 1702 60 90, hergestellt als Mischung von Glucose- und Fructosesirup,
gibt nur der Glucosesirup Recht auf Ausfuhrerstattung.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2178/98 DER KOMMISSION

vom 8. Oktober 1998

zur Festsetzung der Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr von Mais im
Rahmen der Ausschreibung gemäß Verordnung (EG) Nr. 1907/98

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorgani-
sation für Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 923/96 der Kommission (2), insbesondere
auf Artikel 12 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Eine Ausschreibung über die Höchstkürzung des Zolls
bei der Einfuhr von Mais nach Spanien wurde durch die
Verordnung (EG) Nr. 1907/98 der Kommission (3)
eröffnet.

Nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95 der
Kommission (4), geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1963/95 (5), kann die Kommission nach dem Verfahren
von Artikel 23 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 über
die Festsetzung einer Höchstkürzung des Zolls bei der
Einfuhr beschließen. Dabei ist insbesondere den in
Artikel 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 1839/95
genannten Kriterien Rechnung zu tragen. Der Zuschlag
wird dem Bieter erteilt, dessen Angebot so hoch wie die

Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr oder niedriger
ist.

Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstkürzung des Zolls bei
der Einfuhr in Höhe des in Artikel 1 genannten Betrages.

Der Verwaltungsausschuß für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchstkürzung des Zolls bei der Einfuhr von Mais
für die vom 2. bis zum 8. Oktober 1998 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß Verordnung (EG) Nr. 1907/98
eingereichten Angebote wird auf 67,95 ECU je Tonne
festgelegt und gilt für eine Gesamthöchstmenge von
4 000 Tonnen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 9. Oktober 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 8. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(2) ABl. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
(3) ABl. L 248 vom 8. 9. 1998, S. 19.
(4) ABl. L 177 vom 28. 7. 1995, S. 4.
(5) ABl. L 189 vom 10. 8. 1995, S. 22.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 7. Oktober 1998

zur Änderung der Entscheidung 98/256/EG des Rates hinsichtlich bestimmter
Dringlichkeitsmaßnahmen zum Schutz gegen die spongiforme Rinderenzephalo-

pathie

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(1998) 2974)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(98/564/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,
gestützt auf die Richtlinie 98/662/EWG des Rates vom
11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im
Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt (1), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 92/118/EWG (2), insbeson-
dere auf Artikel 9 Absatz 4,
in Erwägung nachstehender Gründe:
Die Entscheidung 98/256/EG des Rates vom 16. März
1998 mit Dringlichkeitsmaßnahmen zum Schutz gegen
die spongiforme Rinderenzephalopathie sowie zur Ände-
rung der Entscheidung 94/474/EG und zur Aufhebung
der Entscheidung 96/239/EG (3) gilt ab dem Tag ihrer
Bekanntgabe an die Mitgliedstaaten, namentlich dem 15.
April 1998.
Es sollte erlaubt werden, daß Material aus dem Verei-
nigten Königreich zu Forschungszwecken (insbesondere
mit Blick auf die Entwicklung von BSE-Diagnosetests) an
amtlich anerkannte Laboratorien in anderen Mitglied-
staaten oder in Drittländern zu senden.
Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär-
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 98/256/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 4 Absatz 1 wird folgender Buchstabe c)
angefügt:

„c) von im Vereinigten Königreich geschlachteten
Rindern stammendes Probematerial, das von der
Veterinary Laboratory Agency in Weybridge zu
Zwecken der BSE-Forschung und zur Entwicklung
von BSE-Diagnosetests amtlich zugelassenen Insti-
tuten zugesendet wird.“

2. In Artikel 4 Absatz 2 werden nach „Absatz 1“ die
Worte „Buchstaben a) und b)“ eingefügt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 7. Oktober 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 395 vom 30. 12. 1989, S. 13.
(2) ABl. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 49.
(3) ABl. L 113 vom 15. 4. 1998, S. 32.
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